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Vorwort

Das vorliegende Buch versteht sich als ein Beitrag zur Förderung der Digitalisierung der
zivilrechtlichen Streitbeilegung. Welche Möglichkeiten bestehen bereits gegenwärtig,
und wohin kann und muss sich die künftige Entwicklung in Sachen zivilrechtliche
Streitbeilegung bewegen? Es ist eine Einladung für mehr Kollaboration und zum gegen-
seitigen Lernen von und mit den unterschiedlichen Perspektiven der Akteurinnen und
Akteure.

Bereits der Entstehungsprozess dieses Buches hat die Autorinnen und Autoren mit-
einander in Austausch gebracht. Interdisziplinäre Zusammenarbeit unter Einbindung
möglichst vielfältiger Perspektiven ist eines der Grundelemente für eine intelligente Be-
antwortung der Herausforderungen des digitalen Zeitalters. Jetzt ist es an den Leserin-
nen und Lesern, die Vernetzung und den Austausch fortzusetzen. Die Gedanken und Im-
pulse für Wissenschaft und Praxis sollen zum Nach- und Weiterdenken anregen und
einen neuen Dialog eröffnen. Das Ziel ist nicht weniger als die Arbeit an einer gemein-
samen Vision für ein zeitgemäßes Justizsystem in einer digitalisierten Gesellschaft – zu-
gänglich für alle Menschen, die über ihre Recht informiert werden und sie durchsetzen
wollen. Hierbei müssen alle Akteurinnen und Akteure ins Boot – von Rechtsdienstleis-
tern über die Anwaltschaft bis zur Justiz. Sie alle sind in diesem Buch vertreten und
möchten Sie, verehrte Leserinnen und Leser, als maßgebliche Protagonistinnen und
Protagonisten des Rechtsstaats inspirieren und mit an Bord holen.

Unser herzlicher Dank gilt daher zunächst den Autorinnen und Autoren dieses Bu-
ches für ihre engagierte Mitwirkung und Bereitschaft zum Austausch und zur gegensei-
tigen Inspiration –wesentlich mehr, als es sonst bei Gemeinschaftswerken üblich ist. Zu
danken haben wir ferner den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern am Passauer Lehr-
stuhl von Thomas Riehm, allen voran Frau Anja Gabler für die umsichtige Koordination
der umfangreichen Arbeiten, ferner den studentischen Hilfskräften Valentin Götzfried,
Felix Richter, Marie Rohrbach, Vanessa Stoiber, Lucas Weiß und Julia Zlateva für die re-
daktionelle Bearbeitung der Manuskripte sowie Felix Richter, Marcel Schöllhorn, Emily
Springer, Vanessa Stoiber, Thekla Ulmschneider und Lucas Weiß für die Bearbeitung der
Druckfahnen. Besonderer Dank gilt ferner Felix Richter für die Vereinheitlichung des
Sachregisters. Sämtliche im Buch zitierten Internetquellen wurden zuletzt am 17. März
2023 abgerufen.

Für Austausch, Kritik, Verbesserungsvorschläge oder schlicht Kontaktaufnahmen
zur Zusammenarbeit sind die Herausgeberin und der Herausgeber jederzeit dankbar.
Sie erreichen uns unter sina.doerr@posteo.de und thomas.riehm@uni-passau.de.

https://doi.org/10.1515/9783110755787-202
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Teil I Einführung





Thomas Riehm und Sina Dörr

§ 1 Einführung

Gliederungsübersicht Rn.
A. Digitalisierung des Zivilverfahrens als Überlebensfrage des Rechtsstaats 1
B. Digitalisierung zur Erleichterung des Zugangs zum Recht 8
C. Digitalisierung in der Anwaltschaft 14
D. Digitalisierung als neues Anforderungsprofil für das Rechts- und Justizsystem 17
E. Blick über den Tellerrand 21

A. Digitalisierung des Zivilverfahrens als Überlebensfrage des Rechtsstaats

1Die Digitalisierung des Zivilverfahrens ist längst nicht mehr nur ein politisches oder
praktisches Desiderat – sie ist zu einer Überlebensfrage für den Rechtsstaat geworden.
Seit 2017 erreicht eine immer weiter steigende Flut von Klagen die Zivilgerichte; zu-
gleich nimmt der Umfang und die Komplexität der Zivilprozesse stetig zu, wie sich an
den steigenden Verfahrensdauern ablesen lässt. Diesem stark wachsenden Arbeitsanfall
steht ein gravierender Personalmangel der Justiz im richterlichen und noch mehr im
nichtrichterlichen Bereich gegenüber, der durch die anstehende Pensionierungswelle
der „Babyboomer“-Generation1 noch weiter verschärft wird. Die Lösung für diesen Kon-
flikt kann nicht (nur) in einem weiteren Personalaufbau in der Justiz liegen, denn das
erforderliche qualifizierte Personal existiert schlicht nicht. Zudem stellt sich die Frage,
ob die Strategie, immer mehr Personal in ein veraltetes System zu pumpen, wirklich
nachhaltig und sinnvoll sein kann.

2Ein Baustein für die Problemlösung ist eine Neugestaltung von Arbeitsweisen und
prozessualen Abläufen. Dazu gehört insbesondere eine Digitalisierung des Zivilverfah-
rens. Wo immer „analoge“ Abläufe digitalisiert werden, kann menschliche Arbeitskraft
bei repetitiven und wenig anspruchsvollen Tätigkeiten eingespart und für komplexere
Aufgaben eingesetzt werden. Digitale Kommunikation ist schneller und präziser als ana-
loge, digitale Datenspeicherung ist flexibler und leichter kopierbar als analoge, und
Maschinen erledigen Routineangelegenheiten schneller und weniger fehleranfällig als
Menschen. Diese Effekte können sich zu einer erheblichen Entlastung der richterlichen
und nichtrichterlichen Beschäftigten der Justiz aufsummieren – wenn die Potenziale
der Digitalisierung auch tatsächlich genutzt werden.

1 S. dazu die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Martens u. a.,
BT-Drs. 19/25035 vom 8.12.2020.
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3 Nicht zuletzt kann eine Digitalisierung der Arbeitsabläufe die Justiz auch als Arbeit-
geber wieder attraktiver machen – oder anders gewendet: Die gegenwärtigen Personal-
sorgen der Justiz dürften nicht nur an der verbesserungsbedürftigen2 Bezahlung der
Richterinnen und Richter sowie der nichtrichterlichen Beschäftigten liegen, sondern
auch an deren Arbeitsbedingungen. Diese unterscheiden sich erheblich von denjenigen
in der Anwaltschaft, aber auch in der freien Wirtschaft, und erst recht von der Lebens-
wirklichkeit der „digital natives“. Wer es von Kindesbeinen an gewohnt ist, seinen Alltag
mit Smartphone und Tablet im Internet zu organisieren, bringt für papiergebundene
Kommunikation, „Wet ink“-Unterschriftenerfordernisse und Telefaxe keinerlei Ver-
ständnis mehr auf – und meidet daher Arbeitsumgebungen, in denen antiquierte Abläu-
fe eine dominante Rolle spielen.

4 Auch die Ampel-Koalition hat sich das Thema in ihrem Koalitionsvertrag vorgenom-
men. Dort heißt es: „Gerichtsverfahren sollen schneller und effizienter werden: Ver-
handlungen sollen online durchführbar sein, Beweisaufnahmen audio-visuell doku-
mentiert und mehr spezialisierte Spruchkörper eingesetzt werden. Kleinforderungen
sollen in bürgerfreundlichen digitalen Verfahren einfacher gerichtlich durchgesetzt
werden können.“3

5 Das ist auch nötig. Kürzlich hat eine Studie des Bucerius Center on the Legal Profes-
sion, des Legal Tech Verbands Deutschland und der Boston Consulting Group ermittelt,
dass die deutsche Justiz in Digitalisierungsfragen der Weltspitze um ca. 15 Jahre hinter-
herhinkt. 15 Jahre, das sind in der Digitalisierung Welten: Vor 15 Jahren wurde das erste
Smartphone, das iPhone, erfunden. Die Entwicklung, die seither nicht nur die tech-
nischen Möglichkeiten, sondern auch die menschlichen Verhaltensweisen und Bedürf-
nisse genommen haben, war damals noch nicht im Ansatz absehbar. Ein solcher Rück-
stand ist in Zeiten exponenzieller technischer Entwicklung nicht aufzuholen. Allenfalls
kann man hoffen, den Rückstand konstant zu halten; dafür müsste allerdings die deut-
sche Justiz ab jetzt mit demjenigen Digitalisierungstempo mithalten, das die Vorreiter-
länder – Singapur, Kanada, Vereinigtes Königreich, Österreich – in den letzten 15 Jahren
gegangen sind und auch weiter gehen werden.

6 Digitalisierung ist kein Prozess, der irgendwann „abgeschlossen“ ist. Sie bedeutet
vielmehr stetige Fortentwicklung und Optimierung der digitalen Bearbeitung von Auf-
gaben. Auch in den Vorreiter-Ländern ist dieser Prozess noch in einer frühen Phase. Je
digitaler das Justizsystem ausgestaltet ist, desto mehr Daten entstehen, die miteinander
verknüpft und zur Verbesserung des Gesamtsystems eingesetzt werden können – ent-
scheidungsunterstützende KI-Systeme können aus digitalisierten Gerichtsakten lernen,

2 S. zur Verfassungswidrigkeit einer zu geringen Richterbesoldung BVerfGE 139, 64 (Sachsen-Anhalt zwi-
schen 2008 und 2019 teilweise); BVerfGE 145, 1 (Rheinland-Pfalz teilweise); BVerfGE 155, 1 (Berlin zwischen
2009 und 2015); BVerfGE 155, 77 (Nordrhein-Westfalen teilweise); BVerfG NVwZ 2019, 152 (Eingangsbesol-
dung in Baden-Württemberg).
3 Koalitionsvertrag der Ampel-Koalition, https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Ko
alitionsvertrag_2021-2025.pdf, S. 84.

Thomas Riehm/Sina Dörr

4 § 1 Einführung

http://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
http://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf


die Definition einheitlicher digitaler Standards und APIs ermöglicht effizienteren Daten-
austauch und die Vernetzung vorhandener Softwaresysteme; vorhandene Plattformen
für die Interaktion der Justiz mit den Nutzenden „lernen“ die menschlichen Antworten
und können sie sukzessive technisch abbilden – die Möglichkeiten zur digitalen Weiter-
entwicklung sind unbeschränkt. Der Anfang muss aber gemacht werden, und der liegt
in der vollständigen Digitalisierung des Justizsystems und der Zivilverfahren – das ist
die Basis für jede weitere Entwicklung. Wie beim Smartphone wird es auch bei der Digi-
talisierung der Justiz so sein, dass weder die technische Entwicklung noch die zukünfti-
ge Veränderung der Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer schon heute absehbar
sind.

7Dies ist kein Bruch mit der Tradition, sondern umgekehrt deren konsequente Fort-
schreibung: Die CPO und die gesamte Gesetzgebung im Bereich der Rechtspflege waren
bei ihrer Entstehung stets auf der Höhe ihrer Zeit. Das Bestreben, ein Prozessrecht und
eine Justiz zu schaffen, die den zeitgemäßen Formen des realen Lebens gerecht wird,
und die dem an die Handlungsweisen der Gegenwart gewöhnten Publikum so weit wie
möglich entgegenkommt, ist eine Konstante in den bis heute maßgeblichen Gesetzge-
bungsakten. An dieses Bestreben gilt es auch heute anzuknüpfen.

B. Digitalisierung zur Erleichterung des Zugangs zum Recht

8Neben dieser eher justizinternen Perspektive kommt der Digitalisierung des gesamten
Rechts- und Justizsystems – einschließlich der Anwaltschaft und sonstiger juristischer
Dienstleister – vor allem eine herausragende Bedeutung für den Zugang der Bürgerin-
nen und Bürger zum Recht zu.4 Dass in dieser Hinsicht schon heute ein Defizit besteht,
belegen die bei den Landgerichten bis 2017 und bei den Amtsgerichten bis heute kon-
tinuierlich und gravierend gesunkenen Eingangszahlen5 bei den Zivilgerichten.6 Zwar
ist die zu den Ursachen für diesen Rückgang vom BMJ in Auftrag gegebene Studie noch
nicht abgeschlossen; es steht aber dringend zu vermuten, dass diese Zahlen Ausdruck
einer abnehmenden Bedeutung der Ziviljustiz für die Beilegung von Konflikten sind. Da
die Ziviljustiz aber der einzige vorgesehene staatliche Weg der Streitbeilegung auf der
Grundlage des materiellen Zivilrechts ist,7 bewirkt der Bedeutungsverlust der Ziviljustiz

4 Dazu § 2 (Brügmann).
5 S. Statistisches Bundesamt, Fachserie 10 Reihe 2.1: Bei den Amtsgerichtenmehr als Halbierung der Neu-
eingänge von 1998 (1,58 Mio.) bis 2021 (754.000), bei den Landgerichten Rückgang um 25 % von 1998
(404.000) bis 2017 (308.000), seither kurzer Aufwuchs durch die „Diesel-Welle“ auf 366.000 in 2020, die
2021 schon wieder auf 330.000 abgeebbt ist.
6 S. hierzu aus soziologischer Perspektive § 30 (Günther/Wrase).
7 Die Verbraucherschlichtung nach dem VSBG ist gem. § 19 Abs. 1 S. 2 VSBG nicht streng rechtsgebunden;
erst recht unterliegen die Streitbeilegungseinrichtungen der privatwirtschaftlichen Plattformen (ebay,
PayPal & Co.) keiner strengen Rechtsbindung.
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zugleich einen Bedeutungsverlust des BGB selbst als einzigem staatlich gesetztem, de-
mokratisch legitimiertem zivilrechtlichem Regelwerk. Wer will, dass Konflikte unter
Privaten vorrangig nach den Regeln des BGB und den darin getroffenen Wertentschei-
dungen gelöst werden, muss die Streitbeilegung vor Zivilgerichten attraktiver machen,
damit die Streitparteien als Methode der Konfliktlösung wieder den Zivilprozess wäh-
len.

9 In diesem Zusammenhang ist immer wieder vom „rationalen Desinteresse“ der Bür-
gerinnen und Bürger die Rede, die ihre Rechte nicht vor den Zivilgerichten durchsetzen
wollten, sofern der Streitwert nicht erheblich ist. Der häufig zitierte Roland Rechts-
report gibt einen Durchschnittswert von ca. 3.700 Euro an, unterhalb dessen
Privatpersonen durchschnittlich keine Zivilklage erheben würden.8 Der Ausdruck „ra-
tionales Desinteresse“wirkt indessen zynisch, denn das „Desinteresse“ ist nur deswegen
„rational“, weil der Aufwand für einen Zivilprozess so hoch ist, dass er sich für gering-
wertige Forderungen nicht lohnt. Das „rationale Desinteresse“ ist mithin ein Gradmes-
ser für die Zugangshürden des Rechts- und Justizsystems in seiner konkreten Ausgestal-
tung – verstanden als Gesamtheit von Rechtsordnung, Justiz und Anwaltschaft. Mit
mangelndem Engagement oder Interesse von Verbraucherinnen oder Verbrauchern an
einem Zugang zur Ziviljustiz hat es dagegen nichts zu tun.

10 Gemessen an der gegenwärtig geringen Inanspruchnahme des Rechts- und Justiz-
systems durch Private muss daher konstatiert werden, dass die Hürden, die dieses Sys-
tem Rechtssuchenden in denWeg stellt, diese in großer Zahl von der Durchsetzung ihrer
Rechte abhält. Aus ihrer Sicht liegt die Justizgewährung hinter einem Bollwerk formalis-
tischer Hürden, das ohne teure anwaltliche Unterstützung und Eingehung erheblicher
finanzieller Risiken praktisch nicht zu überwinden ist. Nur unter diesen Umständen ist
es ökonomisch rational, auf die Durchsetzung relativ geringwertiger Ansprüche zu ver-
zichten.

11 Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen indessen, dass diese Hürden mit den Mit-
teln der Digitalisierung reduziert werden können, wodurch der Grad der Rechtsdurch-
setzung steigt. Mit den massenhaft standardisiert erhobenen Entschädigungsklagen
nach der Fluggastrechteverordnung wurde sichtbar, was sich bis dahin eher langsam
und im Verborgenen entwickelt hatte: Ein effektives Zusammenspiel aus sog. „Legal
Tech-Inkassodienstleistern“, technisch versierten Anwaltskanzleien und professionel-
lem Internet-Marketing ermöglicht es, Ansprüche vor Gericht zu bringen, die bis dato
dem so genannten „rationalen Desinteresse“ – genauer also: den Hürden des Rechts-
und Justizsystems – zum Opfer gefallen waren. Spezialisierte Dienstleister gehen pro-
aktiv auf potenzielle Anspruchsberechtigte über Werbekanäle im Internet, speziell in
sozialen Medien, zu, sprechen diese gezielt (und z. T. durchaus hartnäckig) an und wei-
sen sie auf mögliche Ansprüche hin, die ihnen zustehen können. Der Erstkontakt zu die-

8 Roland Rechtsreport 2022 (https://www.roland-rechtsschutz.de/media/roland-rechtsschutz/pdf-rr/042-
presse-pressemitteilungen/pressemitteilungen/dateien-im-artikel/20220222-rechtsreport_2022.pdf), S. 20.
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sen Dienstleistern folgt einem ausgeklügelten Marketingkonzept, das über optimierte
„Landing Pages“ über schrittweise Informationseingabe bis zum (Inkasso-)Auftrag
führt – ein benutzerfreundliches Interface für die Rechtsdurchsetzung.9 Viel Aufwand
fließt dort in den Abbau jeglicher Hürden vor der Auftragserteilung – nicht umsonst
wird berichtet, dass ein ganz erheblicher Teil der Kosten der sog. „Legal Tech-Inkasso-
dienstleister“ auf die Mandatsakquise entfällt. Hinzu kommt ein „Rundum-Sorglos-Pa-
ket“ dieser Dienstleister, die mit Erfolgshonoraren und Prozessfinanzierung den
Rechtssuchenden möglichst viele Risiken der zivilprozessualen Rechtsdurchsetzung ab-
nehmen – in der Regel gegen prozentuale Beteiligung am Prozessergebnis. Am Ende
steht dann gleichwohl häufig ein „klassischer“ Zivilprozess, geführt von Anwältinnen
und Anwälten vor einem Zivilgericht.

12Die Legal Tech-Dienstleister fungieren aber gewissermaßen als Puffer zwischen den
Rechtssuchenden und dem Rechts- und Justizsystem – sie federn für sie die wirtschaftli-
chen Risiken ab und überwinden die institutionellen Hürden. An der Erfolgsprovision
lässt sich ablesen, das Rechtssuchende sogar bereit sind, auf einen erheblichen Anteil
(i. d. R. zwischen 20 und 35 %) ihres berechtigten Anspruchs zu verzichten, wenn sie sich
dafür nicht selbst mit dem Rechts- und Justizsystem auseinandersetzen müssen. Dass
das Geschäftsmodell der Inkassodienstleister in manchen Gebieten gut funktioniert, ist
ein Beleg für die Lästigkeit der Anspruchsdurchsetzung auf dem „regulären“Weg durch
eigene Klageerhebung (mit anwaltlicher Unterstützung), also für die Höhe der Hürden,
die das Rechts- und Justizsystem für die Rechtssuchenden errichtet.

13Legal Tech-Inkassodienstleister sind aber kein Allheilmittel für den (digitalen) Zu-
gang zum Recht, der eine Digitalisierung der Ziviljustiz ersetzen könnte. Sie erfassen
nur einen kleinen Teil der möglichen Ansprüche, weil sie sich auf wenige, besonders gut
„skalierbare“ Rechtsmaterien beschränken,10 und zudem meist nur Ansprüche ankau-
fen, deren Erfolgsaussichten besonders hoch sind.11 Für alle Ansprüche, die hiervon
nicht erfasst werden, bleibt es bei den beschriebenen Hürden des Rechts- und Justizsys-
tems. Allerdings zeigt der Erfolg der Legal Tech-Inkassodienstleister, wie groß das Po-
tenzial der Justiz zur Rechtsdurchsetzung wäre, wenn sie ihre Zugangshürden senken
würde. Zugleich wird sichtbar, dass auch die Durchsetzung niedriger Streitwerte ein
lohnenswertes Geschäft sein kann – vorausgesetzt, die Arbeitsabläufe auf Seiten der
Rechtsdienstleister werden ressourcenschonend digital gestaltet.

9 Dazu § 3 (Lorenz/Dülpers).
10 Dazu § 6 (Quarch).
11 Dazu § 5 (Unseld).
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C. Digitalisierung in der Anwaltschaft

14 Die Digitalisierung fordert schließlich auch die Anwaltschaft heraus: Mit digitalen
Werkzeugen vom Wissensmanagement12 über digitale Prozessrisikoanalyse13 bis zur
(teil)automatisierten Schriftsatzgestaltung14 kann die Mandatsbearbeitung effektiver
gestaltet werden. Schon gegenwärtig und erst recht mittelfristig ist die Nutzung entspre-
chender Werkzeuge ein wesentlicher Wettbewerbsfaktor im Kanzleimarkt. Wer dauer-
haft ausschließlich auf menschliche „Handarbeit“ setzt, muss zwangsläufig höhere Kos-
ten in Kauf nehmen, die gegenüber der Mandantschaft rechtfertigungsbedürftig sind.
Diese wird nicht mehr lange bereit sein, hohe Stundensätze für Tätigkeiten wie etwa Do-
kumentenscreenings im Rahmen von due diligence-Prüfungen zu bezahlen, die die Kon-
kurrenz automatisiert mit KI-Einsatz für einen Bruchteil der Kosten anbietet. Gleiches
gilt für die Rechtsdurchsetzung oder -verteidigung in Massenverfahren, wenn geschick-
te Automation der Schriftsatzgenerierung eine Abrechnung auf RVG-Basis lukrativ
macht,15 während die Konkurrenz mit Handarbeit kaum kostendeckend arbeiten kann.

15 Neben dieser internen Konkurrenzproblematik innerhalb der Anwaltschaft kommt
der Digitalisierung der anwaltlichen Arbeitsweise auch eine Bedeutung für den Zugang
zum Recht zu: Je effizienter die Anwaltschaft ihre Mandate bearbeiten kann, je digitaler
und responsiver sie kommuniziert, je kostengünstiger sie durch Einsatz von Legal Tech
wird, desto eher kann sie die oben beschriebene Rolle übernehmen, die derzeit über-
wiegend Legal Tech-Dienstleister ausüben: Puffer und „Interface“ zwischen den Rechts-
suchenden und der Justiz, ein zeitgemäßes Gesicht des Rechts- und Justizsystems.

16 Wer nun behauptet, dies sei schon immer die Rolle der Anwaltschaft gewesen, hat
zwar einerseits recht; andererseits ist die Krise der Ziviljustiz aber auch eine Krise der
Anwaltschaft, denn der Rückgang der Eingangszahlen bei den Zivilgerichten ist zugleich
auch ein Rückgang der anwaltlichen (Prozess-)Mandate. Noch zu klären bleibt indessen,
ob diejenigen Fälle, die nicht mehr vor Gericht gelangt sind, bereits nicht zur Anwalt-
schaft gelangt sind; oder ob Anwältinnen oder Anwälte zwar kontaktiert wurden, aber
von einer Klageerhebung abgeraten haben.16 Jedenfalls unter der erstgenannten Hypo-
these wäre es auch das „Interface“ der Anwaltschaft, das die Rechtssuchenden von einer
Kontaktaufnahme abgeschreckt hat. Die Anwaltschaft wäre dann Teil des Problems,
nicht Teil der Lösung – auch sie müsste dann nach Wegen suchen, für ihre Kundinnen
und Kunden zugänglicher zu werden.

12 Dazu § 9 (Altenhofen).
13 Dazu § 5 (Unseld).
14 Dazu § 8 (Reiter/Methner/Wunderlich/Emke).
15 S. etwa https://www.juve.de/verfahren/naechste-diesel-klagewelle-rollt-jetzt-wird-nach-rvg-abge
rechnet/.
16 Hierzu fehlt bislang belastbares Zahlenmaterial; zu den Gründen, welche die Anwaltschaft hinter
dem Rückgang der Eingangszahlen vermutet, Kilian, AnwBl. 2022, 418 ff.
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D. Digitalisierung als neues Anforderungsprofil für das Rechts- und Justizsystem

17Aus dem Vorstehenden wird deutlich, dass die Digitalisierung für Zivilverfahren mehr
bedeutet als eine bloße Übertragung des bisherigen Papieraktensystems in eine papier-
lose PDF-Welt. Vielmehr erwarten die Rechtssuchenden von der Ziviljustiz ein zeitgemä-
ßes „Benutzerinterface“, wie es der digitalen Lebenswirklichkeit entspricht und in der
digitalisierten Privatwirtschaft üblich ist. Unmittelbares Feedback (bspw. auch zu Er-
folgschancen), Online-Kontaktaufnahme über eine leicht bedienbare Nutzendenoberflä-
che, schnelle Entscheidungen, Transparenz – all das sind „digitale Stellschrauben“ der
Attraktivität der Justiz, die derzeit nur unzureichend eingestellt sind oder noch gar
nicht existieren. Es geht dabei nicht lediglich um das „Nice-to-have“ einer Justiz, die um
jeden Preis „modern“ wirken will. Vielmehr sind dies die neuen Funktionsbedingungen
der Justiz im digitalisierten Rechtsstaat – und damit des Rechtsstaats selbst, der schließ-
lich durch die Justiz verwirklicht wird.

18Diese Funktionsbedingungen benötigen vielfältige digitale Bausteine, die fortent-
wickelt werden: Digitale Kommunikationssysteme17 und Plattformlösungen wie Justiz-
portale,18 ein echtes Online-Mahnverfahren19 und elektronische Verfahrenskommuni-
kation,20 nutzendenfreundlich gestaltete e-Akten,21 digitale Dokumentenanalyse,22

moderne Fachverfahren23 und Justiz-Apps24 für effizientere Sachbearbeitung im Ge-
richt, strukturierter Parteivortrag25 und vermehrte Videoverhandlungen,26 digitale Be-
weisaufnahme27 und digitales Sitzungsprotokoll28 für ressourcenschonendes Verfah-
rensmanagement sowie digitale Gerichtsöffentlichkeit29 für mehr Transparenz sind
wichtige erste Schritte für ein moderneres Gerichtsverfahren, das auch wieder attraktiv
für die Rechtssuchenden ist.

19Eine übergreifende Methode, wie ein solches komplexes System konsequent auf die
Bedürfnisse seiner Nutzerinnen und Nutzer ausgerichtet werden kann, ist Legal Design,
welches deshalb in diesem Buch nicht fehlen darf.30 Eine nachhaltige digitale Transfor-
mation der Justiz braucht mehr als die Schaffung einzelner technischer Lösungen. Der Zi-

17 § 11 (Biallaß).
18 § 12 (Dörr).
19 § 13 (Baumann).
20 § 14 (Herberger).
21 § 15 (Jansen/Schlicht).
22 § 7 (Yuan).
23 § 16 (Visarius/Hey).
24 § 17 (Orth).
25 § 18 (Köbler).
26 § 19 (Windau).
27 § 20 (Irskens).
28 § 21 (Schultzky).
29 § 27 (Paschke).
30 § 28 (Andert).
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vilprozess muss insgesamt neu gedacht werden, und zwar aus der Perspektive der radi-
kal veränderten Realität des digitalen Zeitalters. Ausgehend von der Erkenntnis, dass der
Zivilprozess bei technischer Betrachtung im Wesentlichen auf Informationsaustausch
zwischen den Parteien und dem Gericht und auf der Verarbeitung dieser Informationen
beruht, ist für jeden einzelnen Kommunikations- oder Verarbeitungsvorgang zu fragen,
wie dieser digital gedacht und umgesetzt werden kann.31 Dies kann nur unter Einbe-
ziehung aller Akteurinnen und Akteure aus der Anwaltschaft und der Justiz sowie unter
Beachtung der in den zivilprozessualen Verfahrensgrundsätzen abgebildeten Kerngedan-
ken32 geschehen. Ein Ergebnis einer solchen umfassenden Neuorientierung wäre etwa
ein System standardisierter digitaler Schnittstellen zur Informationsübertragung und ge-
meinsamen Datenhaltung zwischen allen Beteiligten im „Gesamtsystem Zivilprozess“.33

20 Verpasst die Justiz den Anschluss an die veränderte Kommunikationskultur eines
technologisierten Zeitalters, und verfehlt sie dadurch die (berechtigten) Erwartungen der
Gesellschaft, so verliert sie ihre Bedeutung für die tatsächliche Durchsetzung von Rechten.
Bürgerinnen und Bürger verzichten dann entweder auf eine Durchsetzung ihrer Rechte
oder wenden sich zur Rechtsdurchsetzung an andere (private) Einrichtungen, die zeitge-
mäße Kommunikationsformen und Verfahren bereithalten, aber nicht den gleichen
rechtsstaatlichen Qualitätsanforderungen unterliegen wie das Rechts- und Justizsystem.
Beides bringt den Rechtsstaat in existenzielle Gefahr. Er selbst muss daher den Prozess
der Rechtsdurchsetzung mit Entschlossenheit zeitgemäß ausgestalten, damit der nur von
ihm zu verbürgende hohe Standard dauerhaft auch in der Realität erhalten bleibt.

E. Blick über den Tellerrand

21 Eine Erneuerung der Ziviljustiz kann nicht nur von innen kommen. Wenn das digitale
Rad nicht neu erfunden werden soll, sind Blicke über den Tellerrand erforderlich. Dazu
dienen die Einblicke in die außergerichtliche Streitbeilegung durch Mediation,34 Ver-
braucherschlichtung35 und Schiedsgerichtsbarkeit,36 denn diese Bereiche sind bereits
Digitalisierungsschritte gegangen, die der staatlichen Justiz als Vorbild dienen können.
Gleiches gilt für den Blick ins Ausland.37 So sollen sich die unterschiedlichen Perspekti-
ven wechselseitig befruchten, anstatt sich argwöhnisch zu beobachten.

31 S. dazu auch die Ausblicke von Hartung (§ 10) für die Anwaltschaft von Breidenbach (§ 33) für die Jus-
tiz und den Zivilprozess als Ganzes.
32 § 26 (Rühl/Horn).
33 § 29 (Waltl/Wagner/Jacob/Schindler).
34 § 23 (Gläßer).
35 § 24 (Braun/Burr/Klinder).
36 § 25 (Scherer/Jensen).
37 § 32 (Voß).
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A. Einleitung

1 Dieses Kapitel dient dem Zweck, den Boden zu bereiten für die Diskussion der vielen
Einzelaspekte, die im Folgenden ausgebreitet werden. Dabei lasse ich mich von zwei
Überlegungen leiten: Erstens: Ich stelle fest, dass wir Beteiligten an der Diskussion um
die Digitalisierung und die Modernisierung des Zivilverfahrens durchaus unterschiedli-
che Vorstellungen davon mitbringen, was das eigentlich ist, dieser Zugang zum Recht.
Daher möchte ich versuchen, dem Begriff Konturen zu geben, die zumindest Bausteine
sein können auf dem Weg zu einem gemeinsamen Verständnis, das Praktikerinnen,
Wissenschaftler und Rechtspolitikerinnen teilen sollten. Zweitens möchte ich der Debat-
te über die Modernisierung des Zivilverfahrens mit dem Klagen über mangelnde Empi-
rie begegnen, indem ich mit so genannten Unmet-Legal-Needs-Studien ein Instrument
vorstelle. Ich meine, Unmet-Legal-Needs-Studien sind geeignet, in der Debatte um Ände-
rungen der Rahmenbedingungen von Justiz, Rechtspflege und Rechtsmarkt die von der
Herausgeberin Sina Dörr eingeforderte „Kundenperspektive“ systemisch zu berücksich-
tigen. Dieser Beitrag ist nicht aus der Rechtanwendungs-, sondern aus einer rechtspoliti-
schen Perspektive formuliert.
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B. Zugang zum Recht

I. Keine Legaldefinition im nationalen Recht
2In Folge 31 des Rechtsgespräch-Podcasts sagt der Herausgeber dieses Praxishandbuchs

Thomas Riehm: „Mir gefällt der Begriff ‚Zugang zum Recht‘ nicht.“1 Ich verstehe Riehm
so: Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen wollen kein abstraktes Recht, sondern es
geht ihnen um Konflikte in der Lebenswirklichkeit, die sie lösen möchten. Das Recht und
die Durchsetzung von Ansprüchen ist nur ein Weg.2 Insofern, das wird jede Rechts-
anwältin bestätigen können, möchten Mandanten tatsächlich keinen Zugang zum Recht,
sondern sie wollen in der realenWelt eine Leistung. Außerdem ist „Zugang zum Recht“ –
wie „Core Values der Anwaltschaft“ oder „richterliche Unabhängigkeit“ – ein Begriff,
den wir häufig nutzen, aber wohl nicht einheitlich verstehen. „Zugang zum Recht“ wird
teilweise eng verstanden als Zugang zu einer (zivil-) gerichtlichen Entscheidung;3 ande-
re Autor:innen verstehen „Zugang zum Recht“ sehr weit – im Grunde genommen als Im-
perativ, gleichen Zugang zu sozialen Grundrechten zu gewähren.4 In Deutschland haben
es Rechtsprechung und Rechtswissenschaft nie unternommen, den Begriff allgemein zu
definieren. Wenn Gerichte ihn nutzen, dann haben sie ein Alltagsverständnis voraus-
gesetzt, das (verständlicherweise) justizzentriert ist.5 Im gesetzten Bundesrecht ist der
Begriff außerdem nicht legaldefiniert; er taucht nur auf in § 10 Beratungshilfegesetz
und § 1076 ZPO; das sind aber lediglich Bezugnahmen auf eine EU-Richtlinie zur Verbes-
serung des Zugangs zum Recht in grenzüberschreitenden Zivilsachen.6, 7 In der Wissen-
schaft finden wir einerseits sozialwissenschaftliche Konturierungen des Begriffs, die
über den Zugang zu gerichtlichen Verfahren hinausgehen und Ansprüche auf gesell-
schaftliche und politische Teilhabe umfassen, soweit sie irgendwie rechtlich fassbar
sind.8 In der nationalen rechtswissenschaftlichen Diskussion erscheint der Zugang zum
Recht eher eng fokussiert auf die Justiz. Er wird abgeleitet aus Art. 19 IV GG (Rechtsweg-
oder Justizgewährungsgarantie) und dem Rechtsstaatsprinzip des Art. 20 III GG mit sei-

1 https://rechtsgespraech.libsyn.com/folge-31-verbraucherstreitlsung-20-und-urteilsanalyse-international
(21m 06s), zuletzt aufgerufen am 25.2.2022.
2 Viel ausführlicher schildert Riehm das in JZ 2016, 866 (867).
3 Voß, Gerichtsverbundene Online-Streitbeilegung: ein Zukunftsmodell? Die online multi-door courthou-
ses des englischen und kanadischen Rechts, RabelsZ 2020, 62.
4 Hellmann/Schmidt/Heller, Social Justice in the EU and OECD. Index Report 2019.
5 Eine einfache juris-Recherche zeigt 430 Rechtsprechungs-Einträge zum Suchbegriff „Zugang zum
Recht.“ Für die nationale ordentliche Gerichtsbarkeit sind es 133 Einträge, in der Verwaltungs- und Sozial-
gerichtsbarkeit zusammen 93 Einträge.
6 Richtlinie 2003/8/EG des Rates vom 27.1.2003 zur Verbesserung des Zugangs zum Recht bei Streitsachen
mit grenzüberschreitendem Bezug durch Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften für die Prozess-
kostenhilfe in derartigen Streitsachen.
7 Bundesrechtlich findet sich eine weitere Bezugnahme auf die EU-Richtlinie in § 1 EG-PKHVV; landes-
rechtlich in § 5 ÖRAuskStG HA.
8 Hellmann/Schmidt/Heller, Social Justice in the EU and OECD, Index Report 2019.
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nem Justizgewährungsanspruch.9 In der juristischen (Binnen-) Diskussion wird der Be-
griff „Zugang zum Recht“ häufig synonym zum Begriff „Zugang zur Justiz“ verwendet,
möglicherweise auch vor dem Hintergrund, dass der englische Begriff „access to justice“
zwar ähnlich klingt wie „Zugang zur Justiz“, aber weiter zu verstehen ist; er umfasst in
aller Regel mehr als nur die Justiz; „justice“ könnte in unserem Zusammenhang manch-
mal ganz umfassend mit „Gerechtigkeit übersetzt werden, mindestens aber mit „Recht“.
Gerne wird das Schlagwort vom „Zugang zum Recht“ auch da verwendet, wo es um die
Rolle und die rechtlichen Rahmenbedingungen der Anwaltschaft geht.10 Und wenn von
den so genannten Core Values der Anwaltschaft gesprochen wird,11 die eigentlich Pflich-
ten sind, geschaffen zugunsten von Mandantinnen und Mandanten. Aber auch hier fin-
det die Diskussion in der Regel innerhalb von Überlegungen statt, wie man Möglichkei-
ten schaffen kann, einen Anspruch (normativ und faktisch) vor einem staatlichen
Gericht durchzusetzen.12

3 Riehms Unwohlsein mit dem Begriff „Zugang zum Recht“ ist also ein guter Beleg da-
für, dass wir in der nationalen Diskussion ein zu justizzentriertes Verständnis haben
und dass eine Begriffsklärung sinnvoll ist.

II. EU-Recht
4 Wir sind nicht allein auf den Blick in das nationale Recht beschränkt. Möglicherweise

hilft das supranationale Recht, um dem Zugang zum Recht Konturen zu verleihen.
Art. 47 der Europäischen Grundrechtecharta spricht auf den ersten Blick eher für ein
enges Verständnis, wenn dort das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf verbunden
wird mit dem Recht auf ein unparteiisches Gericht. Allerdings zeigen Abs. 2 und 3, dass
der Europäische Gesetzgeber schon weiter gedacht hat,13 als er das Recht, beraten zu
werden („Everyone shall have the possibility of being advised …“), durch das Recht auf
finanzielle Unterstützung dafür absicherte und das nicht auf gerichtliche Verfahren be-
schränkte: „Legal aid shall be made available to those who lack sufficient resources in so
far as such aid is necessary to ensure effective access to justice.“ Klar ist: Dieses Verspre-
chen kann nur eingelöst werden, wenn „legal aid“ mehr ist als nur Prozesskostenhilfe,
wie die deutsche Fassung missverständlich nahelegt.14 Und der Vergleich der englischen

9 Burghart in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz, 85. Lieferung 2.2022, Art. 20 GG, Rn. 1201.
10 Bundesrechtsanwaltskammer, Presseerklärung „Den Rechtsstaat stärken! Den Rechtsstaat zukunfts-
sicher gestalten!, Presseerklärung vom 5.7.2021 (https://www.brak.de/presse/presseerklaerungen/2021/
brak-fordert-neuauflage-des-pakts-fuer-den-rechtsstaat/).
11 Kritisch dazu Römermann, Anwaltliche Core-Values: Eine Abrechnung, AnwBl Online 2021, 297.
12 Heussen, Zugang zum Recht, AnwBl 2005, 771, der die Bedeutung der Anwaltschaft bei der Durchset-
zung von Einzelinteressen vor Gericht als wichtigstes Merkmal des Zugangs zum Recht betont.
13 In der englischen Fassung; die deutsche Übersetzung ist insofern missverständlich.
14 Zur Diskussion auf europäischer Ebene vgl. European Agency for Fundamental Rights and Council of
Europe, Handbook on European law relating to access to justice, 2016.
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mit der deutschen Fassung zeigt ein weiteres mögliches Missverständnis auf: „Access to
justice“ ist eben nicht nur der Zugang zu Gerichten, sondern der Zugang zum Recht setzt
schon früher an: Vor dem Gericht, vor der (anwaltlichen) Vertretung, mindestens dort,
wo Beratung nötig ist.

III. Völkerrecht
5Das weite Verständnis des EU-Rechts vom Zugang zum Recht findet sich auch im Völker-

recht wieder: Das UN Development Program (UNDP) hat 2013 die folgende Definition
verabschiedet:

„Access to justice is [t]he ability of people to seek and obtain a remedy through formal or informal
institutions of justice, and in conformity with human rights standards.“15

6Diese Definition hat die folgenden Tatbestandsmerkmale: „Ability to seek“: „Seek“ ent-
hält die Bereitstellung von Verfahren; „Ability“ das, was man sozialwissenschaftlich als
Empowerment, also die Stärkung und Befähigung versteht. „Ability to obtain“: im Wort
„obtain“ steckt die Durchsetzung des Anspruchs, was natürlich neben der schieren Exis-
tenz eines Anspruchs bedeutend ist. „Remedy“: Es geht also um Ausgleich, Abhilfe, um
mehr als nur das (funktionale) Rechtsmittel. Für das Verständnis der Begriffe „formal
and informal institutions of justice“ muss man sich vor Augen führen, dass es in vielen
Gesellschaften seit jeher informelle Institutionen gibt, die Streit schlichten, richten oder
mediieren.16 Diese Institutionen ernst zu nehmen, menschenrechtlich einzuhegen und
in ein System der Streitkultur einzubetten ist eine wichtige Errungenschaft internatio-
naler Politik. Dieser Teil der UNDP-Definition ist abgeleitet aus Rechtssystemen, in de-
nen staatliche „moderne“ Gerichtsbarkeit neben traditionelle informelle Streitschlich-
tungssysteme tritt; sie erlaubt es auch, die in Deutschland normierten Möglichkeiten
von Mediation, Verbraucherschlichtung und Schiedsgerichtsbarkeit zu umfassen.17 Die
allgemeine UNDP-Definition des Zugangs zum Recht ist nicht auf eine Gerichtsbarkeit
(etwa die Zivilgerichtsbarkeit) beschränkt; die uns geläufige Abgrenzung der Rechts-
gebiete voneinander spielt hier keine Rolle. „In conformity with human rights stan-
dards“: Das ist das letzte Merkmal der UNDP-Definition und bildet gleichsam den Über-
bau; es macht klar, dass sich „Justice“, also: „Recht“ oder „Gerechtigkeit“, immer an
Menschenrechtsstandards messen lassen muss. Es verlagert aber auch die Diskussion
über den Umfang des „Zugangs zum Recht“wieder zur (rechtlichen und politischen) Dis-
kussion darüber, ob Grundrechte primär Abwehr- und Freiheitsrechte sind oder (so-

15 United Nations Development Programme (2013), Strengthening Judicial Integrity through Enhanced Ac-
cess to Justice.
16 Vgl. Kötter, Besserer Zugang zum Recht (Access to Justice) durch staatliche Anerkennung informeller
Justizsysteme? Zur Relevanz rechtssoziologischer Forschung für die Außen- und Entwicklungspolitik,
SFB-Governance Working Paper Series Nr. 74, DFG Sonderforschungsbereich 700, Berlin.
17 Vgl. die Beiträge in diesem Handbuch §§ 23 (Gläßer), 24 (Braun/Burr/Klinder) und 25 (Scherer/Jensen).
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ziale) Teilhaberechte, die in der völkerrechtlichen Diskussion ähnlich geführt wird wie
national.18

IV. Eigene Definition
7 Mir scheint für die Zwecke unserer Debatte die UNDP-Definition teilweise zu weit zu
sein und gleichzeitig unvollständig. Daher möchte ich hier Elemente einer zeitgemäßen
Definition anbieten, formuliert aus der Sicht derjenigen, die den Zugang suchen:

Zugang zum Recht hat die Person, die (1) Rechte hat, (2) ihre Rechte kennt und (3) fähig ist, ihre
Rechte im System der Rechtspflege wirksam zu verfolgen.

1. Existenz von Rechten
8 Anzuerkennen, dass jemand materielle und prozessuale Rechte überhaupt hat (erstes

Tatbestandsmerkmal) ist keine Selbstverständlichkeit. Das ist uns in den vergangenen
Jahren an unterschiedlichsten Stellen vor Augen geführt worden: Im öffentlichen Recht
wurde das am Beispiel des Umgangs mit Flüchtlingen und Migranten sichtbar, denen –

an den EU-Außengrenzen – seit Jahren häufig noch nicht einmal ein Anspruch auf ein
Verfahren zugebilligt wird, in dem die Existenz eines Schutzstatus geprüft werden
könnte.19 Das hat existenzielle Folgen für die, denen das Recht, Rechte zu haben,20 ab-
gesprochen wird. Viel weniger dramatisch, aber bedeutsam für den fairen Zugang zu
Ressourcen des täglichen (Verbraucher-) Lebens erleben wir im Privatrecht, dass neben
dem allgemeinen Leistungsstörungsrecht seit einigen Jahren mit pauschalen Entschädi-
gungsansprüchen beispielsweise im Fluggast-21 oder Telekommunikationrecht22 neue
Rechte entstehen, die überhaupt erst Voraussetzung für Möglichkeiten der Rechtsdurch-
setzung sind. Die Diskussion über die Verrechtlichung von Soft Law (Leitlinien, unter-
nehmerische Selbstverpflichtungen, weiche, nicht gesetzlich normierte Verhaltensnor-
men), etwa im Feld der Corporate Social Responsibility23 oder im Lieferkettenrecht auf
nationaler und EU-Ebene24 zeigt ebenfalls, welche Bedeutung Gesellschaften dem for-
mell gesetzten Recht geben – eigentlich ist diese Entwicklung, die bisweilen vordergrün-

18 Vedder in: Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa, 1. Aufl. 2009, § 174
Die allgemeinen UN-Menschenrechtspakte und ihre Verfahren, Rn. 9 ff.
19 Vgl. EGMR, Urteil v. 13.2.2020– 8675/15, 8697/15, NVwZ 2020, 697. In der Entscheidung hat der EGMR
festgestellt, dass sogenannte Push-Backs in bestimmten Fällen zulässig seien.
20 Dieses Konzept geht zurück aufHannah Arendt, The Origins of Totalitarianism, 1951 (Nachdruck 2017).
21 Art. 7 EU-Fluggastrechte-VO.
22 §§ 57 ff. TKG.
23 Vgl. Spießhofer in: VGR, Gesellschaftsrecht in der Diskussion 2016, 1. Aufl. 2017, Corporate Social Re-
sponsibility – „Indienstnahme“ von Unternehmen für gesellschaftspolitische Aufgaben?, S. 61 ff.
24 Vgl. Grabosch (Hrsg.), Das neue Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, 2021.
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dig unter dem Aspekt der Bürokratisierung beklagt wird, ein schöner Beleg für das Ver-
trauen in die Kraft des (gesetzten) Rechts.

2. Kenntnis eigener Rechte
9Seine/Ihre Rechte zu kennen ist ein weiterer Bestandteil des Zugangs zum Recht. Daraus

lässt sich zweierlei ableiten: Einmal eine Informationspflicht des Staates, die über die
amtliche Bekanntmachung von Normen hinausgeht und m. E. zumindest die allgemeine
Veröffentlichung von Gesetzen und untergesetzlichem staatlichen Recht im Internet
umfasst. Wichtiger noch: Der Staat muss die Informationspflicht nicht selbst erfüllen.
Das Recht auf Zugang zum Recht umfasst auch die Rechtsberatung, die noch keine
Rechtsverfolgung ist. Für diese muss der Staat Rahmenbedingungen schaffen. Dazu ge-
hören niedrigschwellige öffentliche Rechtsberatungsstellen,25 aber auch gute gesetzli-
che Rahmenbedingungen für effektive Rechtsberatung durch Anwaltschaft und private
Institutionen, aber auch für innovative Unternehmen, die auf technologieunterstützte
Information und Beratung setzen.

3. Befähigung zur wirksamen Rechtsverfolgung in der Rechtspflege
10Die Befähigung, Rechte im System der Rechtspflege wirksam zu verfolgen, umfasst den

Aspekt des Empowerment aus der UNDP-Definition. Sie enthält aber im Vergleich zur
Definition des UNDP auch eine Einschränkung: Wenn es zur Rechtsverfolgung kommt,
d. h. wenn die Schwelle von Information und Beratung zur Vertretung und (außerge-
richtlichen oder gerichtlichen) Geltendmachung überschritten ist, soll nicht jedes infor-
melle Angebot als Teil des zu schützenden oder zu fördernden Zugangs zum Recht zu
verstehen sein. „In conformity with human rights standards“ ist ein Begriff, der richtig
ist, aber m. E. selbstverständlich und außerdem schon enthalten im Merkmal der Exis-
tenz von Rechten. Für eine Eingrenzung sollten wird die Kriterien nutzen, die das deut-
sche Recht für regulierte Rechtsdienstleistungen aufstellt: Neben dem Anwaltsrecht26

statuiert das RDG die Rahmenbedingungen für regulierte Rechtsdienstleistungen. Das
heißt: Anwältinnen und Anwälte als Organe der Rechtspflege (§ 1 BRAO) brauchen
Rahmenbedingungen, die ihnen erlauben, ihre individuelle Tätigkeit zugunsten von
Mandantinnen und Mandanten auszuüben. Aber auch die Anwaltschaft als Berufsgrup-
pe benötigt einen Ordnungsrahmen, der geeignet ist, ihr – der Berufsgruppe – syste-
misch Stabilität zu gewähren. Außerdem: Wer Rechtsdienstleistungen anbietet, nicht
Anwältin oder Anwalt ist, mit seinem Angebot die Erheblichkeitsschwelle des § 2 I RDG
überschreitet und somit entweder kraft Gesetzes (§§ 6–8 RDG) rechtsdienstleistungs-

25 Wie es sie u. a. in den Stadtstaaten Bremen, Hamburg und Berlin gibt, vgl. § 12 BerHG.
26 Insbesondere sind hier die BRAO, das einschlägige Verfahrensrecht und die die Mandantinnen und
Mandanten schützenden Normen des Anwalts-Strafrechts zu nennen.
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befugt ist oder aufgrund einer Rechtsdienstleistungslizenz gem. §§ 10 ff. RDG, ist nach
diesem Verständnis auch Teil der Rechtspflege und bewegt sich damit in einem regulier-
ten Rahmen, der Kundinnen und Kunden schützt und (zumindest als Reflex) auch die
Anbieter. Aus Sicht der rechtssuchenden Individuen und Unternehmen ist diese Erwei-
terung des Rechtspflege-Begriffs auf staatliche (Justiz) und gesetzlich regulierte private
Rechtsdienstleistungen nur konsequent. Sie nimmt außerdem den Willen des Gesetz-
gebers der 19. Legislaturperiode und der neuen Ampel-Koalition auf, noch mehr Kohä-
renz zwischen Anwaltsrecht und sonstigem Rechtsdienstleistungsrecht herzustellen.27

4. Zusammenfassung
11 Diese Merkmale sind geeignet, ein materiellrechtliches Ausufern zu vermeiden, denn

sie gehen – positivistisch – davon aus, dass Recht gesetzt werden muss, um Geltung zu
erlangen und hegen damit die bisweilen außerordentlich weiten denkbare Anwen-
dungsbereiche ein. Gleichzeitig zeigen sie: Ein vorverlagerter Beginn des Zugangs zum
Recht ist nötig: Der Weg beginnt schon bei der Information und geht über die Beratung
und die außergerichtliche Vertretung und Anspruchsdurchsetzung zur Justiz. So wird
außerdem der Zugang zum Recht innerhalb der Rechtspflege gehalten und es werden
unterschiedliche Wege zum Recht erlaubt, solange sie in unser Verständnis von rechts-
staatlicher Konfliktlösung passen. Und durch eine Stärkung der frühen Stationen auf
dem Weg zur möglichen gerichtlichen Entscheidung erfährt die Justiz eine Entlastung;
sie kann sich auf ihr Kerngeschäft konzentrieren, nämlich die Entscheidung von schwie-
rigen Konflikten und komplizierten, ungeklärten Rechtsfragen, die Gewährung von
Rechten und die Herstellung von Waffengleichheit zwischen Parteien (ob es sich dabei
nun um zwei private Personen, Verbraucherinnen und Unternehmen oder Staat und
Bürgerin handelt). Die Justiz bleibt Kern des Zugangs zum Recht, aber nicht alleiniger
Maßstab und Zielpunkt. Für die, die den Zugang zum Recht suchen, ist jedenfalls der
Zivilprozess nur ein Teil des Instrumentariums, das für die Durchsetzung von Ansprü-
chen existiert. Mir scheinen die hier vorgestellten Elemente einer Definition damit ge-
eignet zu sein, die Diskussion um den Zugang zum Recht in die Mitte der rechtspoliti-
schen Diskussion zu holen. Das kann helfen, Recht, Rechtsstaat und Rechtspflege als
Anker und Zentrum gesellschaftspolitischer Auseinandersetzungen anzusehen.

27 Spannende Folgefragen, die auf der Hand liegen und international schon länger diskutiert werden,
sind etwa die Frage, ob es angemessen ist, dass anwaltliche und nicht-anwaltliche Rechtsdienstleister von
unterschiedlichen Aufsichtsbehörden reguliert werden oder ob nicht nicht-anwaltliche Rechtsdienstleis-
ter auch von den Regulierungskörperschaften der Anwaltschaft (selbst-)verwaltet werden sollten oder ob
und inwieweit unterschiedliche Rechte und Pflichten der Dienstleister aus Sicht derer, die nach Rechts-
beratung, -vertretung und -durchsetzung suchen, angemessen sind. Für Antworten auf diese Fragen ist
hier aber kein Platz.
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C. Unmet Legal Needs

I. Einführung
12Ein Verständnis vom Zugang zum Recht, wie ich es hier skizziert habe, zwingt außerdem

dazu zu fragen, ob und wenn ja welche rechtlichen Bedürfnisse von Individuen und
Unternehmen es gibt, in welchem Maße diese von Gerichten und der Rechtspflege be-
friedigt werden und wo es Lücken gibt. Unbefriedigte rechtliche Bedürfnisse? Das ist
eine wörtliche Übersetzung des englischen Begriffs der „unmet legal needs“. Der Begriff
„unmet needs“ stammt aus der Sozialpsychologie und wird heute in der Sozialfor-
schung28 verwendet, wenn es darum geht, Maßstäbe dafür zu entwickeln und zu mes-
sen, welche Bedürfnisse Menschen haben. (Rechts-) Politisch relevant werden diese
Fragestellungen, wenn es darum geht, welche Aufgaben Justiz und Rechtspflege haben,
um diese Bedürfnisse zu befriedigen. Unter dem Schlagwort „unmet legal needs“ haben
sich Maßstäbe entwickelt, die es erlauben, die Bedürfnisse des rechtssuchenden Pub-
likums und die Versorgung mit Rechtsdienstleistungen messbar und vergleichbar zu
machen.

II. Definition
13Aus der internationalen Diskussion29 sind folgende Merkmale für ein Verständnis von

Unmet Legal Needs bedeutsam: Unmet-Legal-Needs-Studien sind (1) wissenschaftliche
Untersuchungen, die (2) messen, welche (3) Konflikte, Rechtsprobleme oder rechtliche
Bedürfnisse in der (4) Bevölkerung (5) nicht angemessen befriedigt werden.

1. Wissenschaftliche Untersuchung
14Seit den 1970er-Jahren existiert vor allem im englischsprachigen Raum ein grenzüber-

schreitender fachlicher Diskurs über Methodik und Inhalte von Unmet-Legal-Needs-Stu-
dien,30 der intensiv in den Rechts- und Sozialwissenschaften31 gepflegt wird, vor allem

28 Bradley/Casterline, Understanding Unmet Need: History, Theroy, and Measurement, Studies in Family
Planning, vol 45 (2014), 123.
29 Alston et al., What is Access to Justice? Identifying the Unmet Legal Needs of the Poor, Fordham Inter-
national Law Journal vol 24 (2000), 187; Curran/Noone, The Challenge of Defining Unmet Legal Need, York
Journal of Law and Social Policy, vol. 21 (2007) 63; World Justice Project, Measuring the Justice Gap. A
People-Centered Assessment of Unmet Justice Needs Around the World, 2019.
30 Lobel/Chapman, Bridging the Gap Between Unmet Legal Needs and an Oversupply of Lawyers: Crea-
ting Neighborhood Law Offices – The Philadelphia Experiment, Virginia Journal of Social Policy & the
Law vol 22 (2015), 72; Cappelletti, Access to Justice and the Welfare State, 1981; Open Society Foundations,
Strengthening Access to Civil justice with Legal Needs Surveys (Briefing Paper), 2018 (https://www.
justiceinitiative.org/uploads/ddb88dcf-25bc-4fcd-bceb-aa5735c92461/strengthening-access-to-civil-justice-
with-legal-needs-surveys-20180628.pdf).
31 Hellmann/Schmidt/Heller, Social Justice in the EU and OECD. Index Report 2019.
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in Großbritannien,32 Neuseeland33 und Australien34 sowie in Kanada35 und den USA.36 In
dieser Debatte haben sich Maßstäbe dafür entwickelt, die in der Wissenschaft allgemein
anerkannt sind. Die rechts- und sozialwissenschaftliche Debatte fand nicht in einem
luftleeren Raum statt; sie reflektiert u. a. die Entwicklung zur „Vermenschenrecht-
lichung“ der Politik, vor allem auf international- und völkerrechtlicher Ebene.37 Der
Hinweis auf die Wissenschaft von Unmet-Legal-Needs-Studien erscheint mir außerdem
nötig, um sie von den im Auftrag von Stakeholdern im Rechtsmarkt erstellten Meinungs-
umfragen abzugrenzen.38 Die sind zwar verdienstvoll, weil sie den Blick auf Rechts-
bedürfnisse der Bevölkerung lenken. Aber in der rechtspolitischen Debatte sind sie
jedenfalls methodisch nicht unumstritten,39 wenn sie auch durchaus den rechtspoliti-
schen Diskurs mitbestimmen.40 Und natürlich kann eine einzelne Meinungsumfrage
nicht ohne Weiteres international vergleichbare Ergebnisse schaffen. In Deutschland

32 Solicitors Regulation Authority, Improving access – tackling unmet legal needs. Risk Outlook update,
June 2017 (presentation) (https://www.sra.org.uk/globalassets/documents/sra/research/legal-needs.pdf?
version=4a1aca); Byrom, Developing the detail: Evaluating the Impact of Court Reform in England and
Wales on Access to Justice, 2019.
33 New Zealand Law Society, Access to Justice. Stocktake of initiatives. Research report, 2020 (https://
www.lawsociety.org.nz/assets/About-Us-Documents/General/NZLS-Access-to-Justice-research-report-202
0.pdf).
34 Coumarelos, Legal Australia-Wide Survey: Legal Needs in Australia. Access to justice and legal needs
series, v. 7 (2012).
35 Access to Justice British Columbia, Access to Justice Measurement Framework, 2019.
36 Sandefur, Accessing Justice in the Contemporary USA: Findings from the Community Needs and Ser-
vices Study (2014); Mirrlees-Black/Randell, Need of legal assistance services: developing a measure for
Australia, in: Law and Justice Foundation of New South Wales, Justice Issues, Paper 26, 2017; Legal Ser-
vices Corporation, The Justice Gap: Measuring the Unmet Civil Legal Needs of Low-income Americans,
2017.
37 Curran/Noone, The Challenge of Defining Unmet Legal Need, York Journal of Law and Social Policy,
vol. 21 (2007) 85.
38 Vgl. Roland Rechtsreport 2022. Einstellung der Bevölkerung zum deutschen Justizsystem und zur au-
ßergerichtlichen Konfliktlösung (https://www.roland-rechtsschutz.de/media/roland-rechtsschutz/pdf-rr/
042-presse-pressemitteilungen/roland-rechtsreport/roland_rechtsreport_2022.pdf).
39 Kritisch zur Methodik des Roland-Rechtsreport Römermann, Zwei Gesetzentwürfe: Die große BRAO-
Reform wird alle Anwältinnen und Anwälte treffen, AnwBl Online 2020, 588 (608 f.).
40 So wurde der Schwellenwert der sogenannten rationalen Apathie (= rationales Desinteresse), die die
Höhe des Streitwerts bezeichnet, unterhalb dessen Menschen im Durschnitt nicht vor Gericht ziehen,
über Jahre hinweg mit ca. EUR 1.800 gemessen; dieser Betrag wurde und wird regelmäßig rezipiert, vgl.
Singer, Durchsetzung von Verbraucherrechten durch Inkassounternehmen – Chancen und Grenzen,
BRAK-Mitt. 2019, 209. Im aktuellen Roland Rechtsreport 2022 (https://www.roland-rechtsschutz.de/
media/roland-rechtsschutz/pdf-rr/042-presse-pressemitteilungen/roland-rechtsreport/roland_rechtsre
port_2022.pdf) beträgt er knapp EUR 3.700. Das deutet wohl auf einen Fehler oder eine methodische
Schwäche der Befragung hin.
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gibt es keine Tradition der Unmet-Legal-Needs-Forschung.41 Gesicherte empirische Er-
kenntnisse über den Zugang zum Recht existieren kaum.42

2. Messen
15In meinem Versuch einer Definition findet sich zweitens der Begriff „messen“. Das ist

quantitativ zu verstehen: Es geht umMetrics, um Zahlen, die helfen sollen zu verstehen,
wie tief und wie breit der Graben ist, den man auf Englisch „Unmet Legal Needs Gap“
nennt. Messungen und Messbarkeit sind im Kontext der Rechtswissenschaften jeden-
falls hierzulande eine Herausforderung, weil unsere methodische Tradition zwar eine
tiefe dogmatische Durchdringung von Normen hervorgebracht, die Wirklichkeitswis-
senschaften aber eher stiefmütterlich behandelt hat. Das setzt sich fort und wird ver-
stärkt durch gewisse Widerstände in der berufspolitischen Debatte über die Standardi-
sierbarkeit und Messbarkeit der Arbeit von Akteur:innen in der Rechtspflege: In der
Anwaltschaft sind beispielsweise viele immer noch überrascht, wenn große Firmen
nicht mehr die Rechtsabteilung, sondern ihre Einkaufsabteilung über die für die Firma
richtige Kanzlei entscheiden lassen. Und für die Einkaufsabteilung stellt es kein Problem
dar, die Qualität der Dienstleistungen, die sie einkaufen, metrisch zu messen, während
der Großteil der Juristinnen und Juristen meint, anwaltliche Dienstleistungen und die
Arbeit von Gerichten sei nur qualitativ zu beschreiben und entziehe sich einer quantita-
tiven Erfassbarkeit.43 Das erinnert an eine Diskussion innerhalb der Medizinberufe im
ausgehenden 18. Jahrhundert. Damals wurde ein neues Instrument eingeführt, das Fie-
berthermometer. Damit konnte man die Körpertemperatur metrisch messen. Die Ant-
wort der organisierten Ärzteschaft war erheblicher Widerstand: Es sei unmöglich, ein
Fieber nur zu messen. Fieber sei nichts Quantitatives, sondern etwas Qualitatives, das

41 Auch die Rechtssoziologie in Deutschland, soweit sie noch an Universitäten existiert, scheint heute ih-
re Forschungsschwerpunkte eher in der qualitativen als in der quantitativen Sozialforschung zu finden,
vgl. die Darstellungen bei Behr, Rechtssoziologie, 4. Auflage 2021, § 2 Rn. 25 ff., § 7, § 10 Rn. 16 ff.
42 Einer der ersten Wissenschaftler, die in jüngerer Zeit das Thema aufgegriffen haben, ist Matthias Ki-
lian. Vgl. Kilian, Zugang zum Recht, AnwBl 2008, 236; vgl. auchWrase/Thies/Behr/Stegemann, Gleicher Zu-
gang zum Recht, (Menschen-)Rechtlicher Anspruch und Wirklichkeit, APuZ 2021 (https://www.bpb.de/
shop/zeitschriften/apuz/herrschaft-des-rechts-2021/340014/gleicher-zugang-zum-recht/#footnote-target-7
). Elemente einer Unmet-Legal-Needs-Studie enthält die Evaluation des Rechts- und Justizstandorts Bay-
ern, die das Bayerische Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, die Vereinigung der
bayerischen Wirtschaft und die Rechtsanwaltskammern München und Bamberg 2011 durchgeführt ha-
ben, vgl. https://www.justiz.bayern.de/media/pdf/projekte/ergebnisse_evaluation.pdf.
43 Auf EU-Ebene findet die Diskussion einmal im Zusammenhang mit der EU-Normungsstrategie statt,
vgl. die Stellungnahme des Bundesverbandes der Freien Berufe vom 16.8.2016 (https://www.freie-berufe.
de/wordpress/wp-content/uploads/2017/09/2016-08-16_BFB-Stellungnahme_Normung.pdf). In der Europe-
an Commission for the Efficiency of Justice (CEPEJ) wird auch eine intensive Debatte über die Messbar-
keit von staatlichen und privaten Rechtsdienstleistungen geführt, vgl. CEPEJ, Measuring the quality of jus-
tice, 7.12.2016 (https://rm.coe.int/1680747548).
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nur ein erfahrener Arzt durch Auflegen einer Hand erkennen könne.44 Die Skepsis der
damaligen Ärzteschaft und die Bedenken in der heutigen Diskussion um den Zugang
zum Recht ist verständlich; aber es geht nicht um ein Entweder-Oder: Sinnvoll ist zu er-
kennen, dass eine Ergänzung der eigenen (geisteswissenschaftlichen) Perspektive Er-
kenntnisgewinn bringen kann. Diese Ergänzung hat allerdings eine Voraussetzung:
Rechts- und Berufspolitik muss bereit sein, sich und die Qualität ihrer Dienstleistungen
einer externen Überprüfung zu stellen.45

3. Rechtsprobleme/Rechtsbedürfnisse
16 Das nächste Merkmal meiner Definition: rechtliche Probleme/Rechtsbedürfnisse. Die

Unmet-Legal-Needs-Forschung nimmt lebenswirkliche Probleme in den Blick, die mit
den Mitteln des Rechts gelöst werden könnten,46 und zwar solche, die gar nicht als
Rechtsproblem erkannt werden, Probleme, die zwar als Rechtsproblem erkannt wer-
den, bei denen aber unbekannt ist, dass es überhaupt eine rechtliche Lösung dafür gibt
und Probleme, bei denen zwar bekannt ist, dass es eine rechtliche Lösung geben mag –
die aber aus den unterschiedlichsten (rationalen oder irrationalen) Gründen nicht er-
reichbar oder attraktiv zu sein scheint.47 Damit nimmt sie nicht die Perspektive der An-
bieterseite ein, sondern die der Nachfragenden. Der Fokus der meisten Unmet-Legal-
Needs-Studien liegt außerdem auf dem Zivilrecht und dort auf dem Verbraucher
(schutz)recht, ist aber nicht darauf beschränkt. Typischerweise werden in Unmet-Le-
gal-Needs-Studien Parameter abgefragt wie: Die Anzahl der Probleme, die als rechtliche
Probleme angesehen werden können (in den vergangenen 12 Monaten), die Art der
rechtlichen Probleme (Wohnen, (Online-)Kauf, Handy-Vertrag, Schulden, Familie, mit
Behörden, als Opfer von Straftaten), welche Lösungswege beschritten wurden (wenn
überhaupt?) und ob die Probleme zu negativen Auswirkungen auf Gesundheit und
Wohlbefinden oder auf Arbeitsfähigkeit führten.

17 Diese beispielhaft aufgeführten Fragen zeigen, dass Unmet-Legal-Needs-Studien ab-
zugrenzen sind von einer Studie zum Rückgang der Eingangszahlen in der Ziviljustiz,
wie sie gerade im Auftrag des BMJ erarbeitet wird.48 Diese wird wohl vorwiegend aus
der Sicht der Justiz auf den Rückgang der Eingangszahlen der Ziviljustiz schauen und

44 Vgl. Umstrittene Erfindung: Die hitzige Diskussion ums Fieberthermometer, https://www.geo.de/
magazine/geo-chronik/18643-rtkl-umstrittene-erfindung-die-hitzige-diskussion-ums-fieberthermometer.
45 Eine lesenswerte Kulturgeschichte des Messens hat Lugli, The Making of Measure and the Promise of
Sameness, 2019 vorgelegt.
46 Das geht somit konform mit der Kritik von Thomas Riehm am Begriff „Zugang zum Recht“.
47 Curran/Noone, The Challenge of Defining Unmet Legal Need, York Journal of Law and Social Policy,
vol. 21 (2007).
48 BMJ, Forschungsvorhaben des BMJV [sic!] zum Rückgang zivilgerichtlicher Verfahren, Stand: 4.11.2021
(https://www.bmj.de/DE/Ministerium/ForschungUndWissenschaft/Zivilgerichtliche_Verfahren/Zivilgericht
licheVerfahren_node.html).

Cord Brügmann

22 § 2 Zugang zum Recht

http://www.geo.de/magazine/geo-chronik/18643-rtkl-umstrittene-erfindung-die-hitzige-diskussion-ums-fieberthermometer
http://www.geo.de/magazine/geo-chronik/18643-rtkl-umstrittene-erfindung-die-hitzige-diskussion-ums-fieberthermometer
http://www.www.bmj.de/DE/Ministerium/ForschungUndWissenschaft/Zivilgerichtliche_Verfahren/ZivilgerichtlicheVerfahren_node.html
http://www.www.bmj.de/DE/Ministerium/ForschungUndWissenschaft/Zivilgerichtliche_Verfahren/ZivilgerichtlicheVerfahren_node.html


nicht primär aus der Perspektive der Bevölkerung und der Rechtsprobleme, die sie hat.
Das schmälert nicht die Bedeutung der BMJ-Studie;49 eine Unmet-Legal-Needs-Studie
würde die BMJ-Studie aber sinnvoll ergänzen.

4. Bevölkerung
18Das Merkmal „Bevölkerung“ umfasst im Prinzip alle Rechtsunterworfenen. Die Unmet-

Legal-Needs-Forschung konzentriert sich allerdings auf Verbraucherinnen und Klein-
gewerbetreibende. Leitgedanke vieler Unmet-Legal-Needs-Studien ist es herauszuar-
beiten, welche Bevölkerungsgruppen im Hinblick auf den Zugang zum Recht vulnerabel
sind. Der Begriff der vulnerablen Bevölkerungsgruppen ist üblich in den Sozialwis-
senschaften; er bezeichnet die, die Schwierigkeiten haben, mit den Herausforderungen
des Lebens aus eigener Kraft umzugehen und auf irgendeine Form der Unterstützung
angewiesen sind. Hier schließt sich der Kreis zur „Zugang-zum-Recht“-Forschung, die –
wie oben dargestellt – ihre Motivation historisch aus dem Fokus auf diesen Teil der Be-
völkerung gewonnen hat.50

5. Nicht angemessen befriedigt
19Hinter den Begriffen „nicht befriedigt“ und „nicht angemessen befriedigt“ verbirgt sich,

wie erläutert, der Wechsel von der Justiz- und Rechtspflegeperspektive hin zu einer
„Kunden-“ oder Nutzerperspektive“.51 Unmet-Legal-Needs-Studien fragen nicht primär
ab, ob das Angebot einer Konfliktlösung oder Rechtsdurchsetzung juristisch richtig ist,
sondern danach, ob und wenn ja in welchem Maße die, die die Konfliktlösung oder den
Rechtsschutz gesucht haben, damit eine Befriedigung ihres Bedürfnisses gefunden ha-
ben. Erst das erlaubt es methodisch, die Rechtsschutzlücken zu erkennen und macht
den größten Unterschied zu Justizstudien aus.

49 Die – knappen –Hinweise, die das BMJ und die an der Studie Beteiligten bisher öffentlich gemacht ha-
ben, lassen vermuten, dass die Schnittmengen der Studie zu Unmet-Legal-Needs-Studien im Laufe der Ar-
beit ein wenig größer geworden sind als die ersten Informationen über die Studie ursprünglich haben
vermuten lassen.
50 Matiaško‚ Access to justice through lenses of vulnerability and equality: a dialogue between philoso-
phy and law, ERA Forum vol 22 (2022), 717; für eine spezifische Diskussion der Vulnerabilität im Kontext
von Flucht und Migration vgl. EASO, Vulnerability in the context of applications for international pro-
tection (2021).
51 Die Bedeutung dieses Perspektivwechsels betonen Andert/Dörr in: Der Zivilprozess der Zukunft: Legal
Design Thinking für mehr Zugang zum Recht, Legal Tribune Online, 25.11.2020, https://www.lto.de/
persistent/a_id/43531/.
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III. Perspektivwechsel
20 In diesem Beitrag wird an verschiedenen Stellen vorgeschlagen, einen Perspektivwech-

sel vorzunehmen, um die Bedürfnisse des rechtssuchenden Publikums besser in die
rechtspolitische Diskussion einfließen zu lassen. Das mag zunächst überflüssig erschei-
nen, weil wir doch eigentlich überzeugt sind, dass es unsere Aufgabe als Richterinnen,
Rechtsanwälte oder Rechtswissenschaftlerinnen ist, diese Interessen zu berücksichti-
gen. Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass wir das gerade dort, wo es um die Rahmen-
bedingungen unserer Arbeit geht, nicht immer durchhalten. Das möchte ich an drei
Beispielen erläutern, die über die Diskussion um die Reform des Zivilverfahrens hinaus-
gehen, aber mit dem Zugang zum Recht und möglichen Rechtsschutzlücken zu tun
haben:

1. Vorbehaltsaufgaben im Rechtsdienstleistungsmarkt
21 Die traditionelle Diskussion fragt aus der Perspektive der Anwaltschaft: Wie können wir

die Sonderregelungen zu Berufszugang, Berufsausübung und Disziplinarsystem,52 die
die Anwaltschaft im Vergleich zu nicht-anwaltlichen Rechtsdienstleistern hat, bewah-
ren, und damit eine herausgehobene Rolle der Anwaltschaft im Rechtsstaat festigen? Die
Anwaltschaft selbst argumentiert also sozusagen im „wohlverstandenen“ Interesse des
rechtssuchenden Publikums; ein Ergebnis ist aktuell beispielsweise die These, dass es
keiner Kohärenz zwischen den Berufsregeln der Anwaltschaft und nicht-anwaltlicher
Rechtsdienstleistungsunternehmen bedürfe; in dieser Argumentation schwingt mit,
dass es sogar ein Abstandsgebot gebe.53 Aus der Unmet-Legal-Needs-Perspektive würde
man dagegen fragen: Welche Bedürfnisse haben die, die Rechtsinformation, -beratung
oder -durchsetzung wünschen? Und werden diese Bedürfnisse systemisch ausreichend
befriedigt? Falls eine sogenannte Unmet Legal Needs Gap festgestellt wird, d. h. wenn
deutlich wird, dass im bestehenden System Hürden und Rechtsschutzlücken bestehen,
würde man fragen: Was können die Akteur:innen im Rechtsmarkt tun und welche ge-
setzlichen Rahmenbedingungen kann der Staat ändern, um Lücken zu schließen und
Hürden abzubauen? Bei der Erörterung dieser zweiten Frage würde man auch darüber
nachdenken, ob nicht Raum ist für neue Akteure, die die festgestellten Lücken besser

52 Spielregeln zu diesen Bereichen machen traditionell eine Profession aus, zu der sich die Anwaltschaft
fast weltweit entwickelt hat. Zu den historischen und soziologischen Besonderheiten des Anwaltsberufs
und der freien Berufe, insbesondere zur notwendigen Freiheit der Anwaltschaft von unmittelbarer staat-
licher Regulierung, die immer Missbrauchspotential enthält, vgl. Brügmann, Lawyer Profession Interna-
tional – Better Regulation, Bucerius Law Journal 2019, 7; Brügmann, Access to Justice, Public Interest and
Independence of the Lawyer Profession, in: Yeshanew/Ibrahim (Hrsg.), Righting Human Rights through
Legal Reform. Ethiopia’s Contemporary Experience, Ethiopian Human Rights Law Series (XII), 241; Rho-
de/Woolley, Comparative Perspectives on Lawyer Regulation: An Agenda for Reform in the United States
and Canada, Fordham Law Review, vol 80 (2012), 2761.
53 Stellungnahme 03/2022 des Deutschen Anwaltvereins zur Frage der Kohärenz bei der berufsrecht-
lichen Regulierung der Anwaltschaft und Inkassodienstleistern vom Februar 2022.

Cord Brügmann

24 § 2 Zugang zum Recht



schließen können als die bisherigen.54 Das (messbare) Ziel wäre: Mehr und bessere Be-
friedigung von rechtlichen Bedürfnissen. Damit würden Core Values der Anwaltschaft
an dem Maßstab gemessen, für den sie geschaffen sind: als Pflichten um des rechts-
suchenden Publikums willen.

2. Rückgang der Eingangszahlen in der Ziviljustiz
22Rückgang der Eingangszahlen in der Ziviljustiz: Hier fragt die traditionelle Diskussion

nach Gründen für den Rückgang der Eingangszahlen bei Amts- und Landgerichten, übli-
cherweise aus der Binnensicht der Justiz. Maßstäbe für die Bewertung sind Arbeits-
belastung der Justiz, Umfang, Komplexität und Dauer von Verfahren. Wenn nach
Einstellungen von Verbraucher:innen und Unternehmen geschaut wird, dann regel-
mäßig aus der Perspektive des (ZPO-) Rechtswegs und allenfalls mittelbar aus der der
Bedürfnisse der Verbraucher:innen und Unternehmen.

3. Modernisierung des Zivilverfahrens
23Modernisierung des Zivilverfahrens: In dieser wichtigen aktuellen Diskussion, die seit

Beginn der Corona-Pandemie einen Schwerpunkt der Legal-Tech-Diskussion bildet, hö-
ren wir Zustimmung, wenn es generell Modernisierung und mehr Personal in der Zivil-
justiz betrifft. Konkrete Modernisierungsvorschläge werden dagegen von Anwaltschaft
und Richterinnen und Richtern vorsichtig bis skeptisch beurteilt: Wenn über struktu-
riertes Parteivorbringen diskutiert wird, sehen Teile der Anwaltschaft ihre Freiheit be-
schränkt;55 Richterinnen fürchten in der Diskussion um außergerichtliche, technolo-
gieunterstützte Rechtsdurchsetzung, dass der Rechtsstaat leide, weil „Recht light“ oder
„law enforcement light“56 propagiert werde, aus der Wissenschaft hören wir, dass der
„verbesserte[…] Zugang [zum Recht in der privaten Konfliktlösung] […] mit einem gerin-
geren Maß an Recht erkauf[t]“57 werde. Was in der Diskussion zu kurz kommt, ist zwei-
erlei: Einmal fehlt in der Begründung regelmäßig Empirie. Das fällt Juristinnen und Ju-
risten auf den ersten Blick gar nicht auf, weil sich juristische Methodik nicht an den
Maßstäben der Wirklichkeitswissenschaften messen lassen muss, sondern weil dogma-
tische, argumentative Kohärenz von Sollens-Normen uns wichtiger zu sein scheint als

54 So sind beispielsweise als Konsequenz aus empirischen Erkenntnissen über Rechtsschutzlücken in
verschiedenen US-Bundesstaaten neue Rechtsberatungs-Berufe entstanden (z. B. der Limited License Le-
gal Technician im Bundesstaat Washington, vgl. Brügmann, Bucerius Law Journal 2019, 7 (12)) und wett-
bewerbshemmende Regeln des Anwaltsrechts abgeschafft worden, um anderen Akteuren zu erlauben,
Rechtsdienstleistungen anzubieten (u. a. Utah, Arizona, Oregon).
55 Römermann, Die Anwaltschaft ist kein Hilfsorgan der Justiz, AnwBl 2021, 285.
56 Voß, RabelsZ 2020, 67.
57 Voß, RabelsZ 2020, 83.
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eine Subsumtion unter das Sein. Und zweitens fehlt auch hier in der Regel die Perspekti-
ve der Rechtssuchenden, die allenfalls als Reflex vorkommt.

4. Interessenkonflikte?
24 Diese Beispiele verdeutlichen, dass die Akteure innerhalb von Justiz und Rechtspflege in

der Debatte um die Rahmenbedingungen ihrer eigenen Tätigkeit ein Risiko eingehen,
das Risiko nämlich, dass nicht genau klar ist, welche Interessen sie vertreten. Das kann
sich zu Lasten ihrer eigenen Interessen auswirken und zu Lasten der Interessen des
rechtssuchenden Publikums. Weitere Beispiele: Kann die Anwaltschaft wirklich die In-
teressen des rechtssuchenden Publikums vertreten, wenn es um das System der gesetz-
lichen Anwaltsgebühren geht? Ist die Justiz in der Lage, bei der Entwicklung von Ana-
lytics-Tools ihr eigenes Interesse hintanzustellen, wenn es um die Frage geht, ob sie
untergerichtliche Rechtsprechung (mglw. sogar un-anonymisiert) für Analyse-Tools zur
Verfügung stellen müssen, die regionale Rechtsprechungsunterschiede aufzeigen und so
im Zivilprozess bei der Gerichtsstandswahl oder im Strafverfahren bei einer Verteidi-
gungsstrategie helfen? Und wäre es von Rechtswissenschaftler:innen, die an der Her-
stellung von systematischer Kohärenz interessiert sind, nicht zu viel verlangt, wenn
man von ihnen erwarten würde, neben dogmatischer Durchdringung auch noch gemes-
sene Interessen des rechtssuchenden Publikums zu berücksichtigen? Anwältinnen und
Anwälte sind zurecht hoch wachsam, wenn es darum geht, mögliche Interessenkonflikte
zu vermeiden. Das Verbot der Interessenkollision ist nicht nur berufsrechtlich durch
§ 43a IV – VI BRAO abgesichert, sondern sogar strafbewehrt, § 356 StGB. Und ein Richter
ist schon bei Besorgnis der Befangenheit durch §§ 41 f. ZPO davor geschützt, eine Ent-
scheidung zu fällen, bei der eine Partei unsicher sein muss, ob er wirklich den hohen
Standards genügt, die die Gesellschaft zurecht an seine Unparteilichkeit stellt.

25 Der rechtspolitische Diskurs würde gewinnen, wenn Unmet-Legal-Needs-Studien
klarer machen würden, wo aus der Perspektive des rechtssuchenden Publikums wirk-
lich gemessene Rechtsschutzlücken bestehen und wenn sie gleichzeitig deutlich ma-
chen würden, wo Interessenvertretung der Rechtsmarkt-Akteure echte Interessenver-
tretung ist.58

IV. Kritik
26 Unmet-Legal-Needs-Studien sind nicht unumstritten. Ich erwähne hier die sechs wich-

tigsten Argumente der Kritikerinnen und versuche jeweils zumindest einen Satz der
Entgegnung:

58 Nur der Klarstellung halber: Als Rechtsanwalt weiß ich um die Bedeutung klarer Rollen in Verfahren;
und die Bedeutung starker Interessenvertretung von Berufsgruppen in der Rechtspflege kenne ich auch
aus eigener Erfahrung; ich war selbst für längere Zeit und sehr gerne Interessenvertreter für die Anwalt-
schaft.
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1. „Unmet-Legal-Needs-Forschung ist Ideologie“59

27Erstens: „Unmet-Legal-Studien sind ideologisch motiviert und unterstützen nur aktivis-
tische Kämpfer für soziale Gerechtigkeit.“ Das halte ich für falsch, denn Unmet-Legal-
Needs-Studien gehen gerade davon aus, dass es nicht um irgendwelche Ungerechtigkei-
ten, sondern um genau die Ansprüche, die unser Rechtssystem als schützenswert an-
sieht, geht.

2. „In Deutschland gibt es kaum Zugangshürden“
28Zweitens: „Unmet-Legal-Needs-Studien sind in Deutschland unnötig, weil wir nicht die

Zugangshürden haben, die es in Ländern wie den USA mit ihren hohen Anwaltshonora-
ren oder in Entwicklungsländern ohne stabiles Rechtssystem gibt.“Meine Antwort: Dass
wir nicht dieselben Zugangshürden und nicht die Fragilität von Schwellenländern ha-
ben, ist richtig. Wir können aber die Höhe der Zugangshürden und den Umfang der
Rechtsschutzlücken nicht beziffern. Außerdem haben Unmet-Legal-Needs-Studien auch
in hoch entwickelten, wohlhabenden Industrieländern Lücken aufgezeigt, die jedenfalls
im Mainstream der Debatte vorher so nicht wahrgenommen wurden.

3. „Nicht forschen, sondern einfach machen!“
29Drittens: „Studien verbessern nicht den Zugang zum Recht; man soll einfach loslegen

und Dinge jetzt ändern.“ Stimmt. Aber das eine schließt das andere nicht aus.

4. „Das BVerfG korrigiert auch ohne Empirie zum Zugang zum Recht“
30Viertens: „Wir haben in Deutschland schon das BVerfG als Korrekturinstitution für

nicht gut funktionierende Verwaltung oder sozial unausgewogen urteilende Zivilgerich-
te. Die gibt es woanders nicht, weswegen dort der Rechtspolitik eine größere Korrektur-
funktion zukommt.“ In der Tat hat sich die Unmet-Legal-Needs-Forschung zu einer men-
schen- und grundrechtlich basierten Forschung weiterentwickelt, gerade um Maßstäbe
zu finden, welche sozialen Bedürfnisse rechtlich fassbar sind. Das hatte eine große Be-
deutung im Diskurs der Staaten, in denen es keine Verfassungsgerichtsbarkeit gibt. Aber
natürlich ist die Existenz von Maßstäben und eine Verfassungsgerichtsbarkeit, die fach-
lich überragend gut funktioniert, kein Grund, um nicht empirisch zu prüfen, wo An-
spruch und Wirklichkeit noch nicht zusammenpassen.

59 Curran/Noone, The Challenge of Defining Unmet Legal Need, York Journal of Law and Social Policy,
vol. 21 (2007), S. 69 ff. mit Verweisen auf zahlreiche Kritiker der Unmet-Legal-Needs-Forschung.
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5. „Unmet-Legal-Needs-Forschung gibt es doch schon“
31 Fünftens: „Wir brauchen keine neue Unmet-Legal-Needs-Studie, denn so etwas gibt es

doch schon längst.“ Das ist nicht richtig: Einer Unmet-Legal-Needs-Studie am nächsten
kommen in Deutschland die Arbeiten des Soldan-Instituts.60 Studien wie die Zukunfts-
studie des Deutschen Anwaltvereins61 sind verdienstvoll. Die DAV-Zukunftsstudie hat
auf die großen Megatrends Demographie, Gesellschaft und Technologie geschaut und
prognostiziert, wie sich der Markt bis 2030 ändern könnte. Die digitale Entwicklung hat
sie vorausgesehen, als noch niemand von „Legal Tech“ sprach; und sie hat eine Markt-
bereinigung insbesondere unter generalistisch ausgerichteten Einzel-Anwaltskanzleien
prognostiziert, deren Beginn wir in den Massenrechtsgebieten beobachten können. Was
die Studie nicht in den Blick genommen hat: Die Bedürfnisse der Mandantinnen und
Mandanten. Hervorzuheben ist noch der Aufsatz von Marie-Luise Graf-Schlicker „Der
Zivilprozess vor dem Aus?“,62 der zu den ersten Beiträgen gehört, die den Rückgang der
Eingangszahlen in der Zivilprozess in den Blick genommen haben und sicherlich ein
wichtiger Anstoß für die BMJ-Studie war. Auch dieser Aufsatz beruht aber nicht auf Be-
fragungen des rechtssuchenden Publikums. Den Roland-Rechtsreport63 habe ich schon
erwähnt; dabei handelt es sich um Ergebnisse einer soliden Befragung, deren Verdienst
es u. a. ist, dass sie seit 2010 jährlich durchgeführt wird; es ist aber nicht das Ziel des Ro-
land-Rechtsreports, umfassend den Zugang zum Recht zu erforschen. Seit 2019 finden
wir Angaben zu Deutschland im globalen Access-to-Justice-Datenportals des World Justi-
ce Projects,64 einer privaten Stiftung, die globale Indizes für Rechtsstaat und Zugang
zum Recht veröffentlicht. Die Informationen zu einzelnen Ländern sind hier aber um
der besseren Vergleichbarkeit willen eher knapp und nicht detailreich. Das gilt auch für
weltweite Studien zu Einzelthemen wie die Weltbank-Studie „Women Business and the
Law“, die eine für die aktuelle Ausgabe zum ersten Mal eine Erhebung über den Zugang
zum Recht durchgeführt hat.65

6. „Forschung bringt keine neuen Erkenntnisse“
32 Sechstens und letztens: „Die Ergebnisse von Unmet-Legal-Needs-Studien würden gar

nicht zu radikal neuen Erkenntnissen führen.“ Das kann sein; es ist sogar wahrschein-

60 Insbes. Hommerich/Kilian, Mandaten und ihre Anwälte. Ergebnisse einer Bevölkerungsumfrage zur
Inanspruchnahme und Bewertung von Rechtsdienstleistungen, 2007.
61 Deutscher Anwaltverein/Prognos, Der Rechtsdienstleistungsmarkt 2030. Eine Zukunftsstudie für die
Deutsche Anwaltschaft, 2013 (https://anwaltverein.de/de/anwaltspraxis/dav-zukunftsstudie?file=files/
anwaltverein.de/downloads/service/DAV-Zukunftsstudie/DAV-Zukunftsstudie-Langversion.pdf&cid=3536).
62 AnwBl 2014, 573.
63 Zuletzt Roland Rechtsreport 2022. Einstellung der Bevölkerung zum deutschen Justizsystem und zur
außergerichtlichen Konfliktlösung. (https://www.roland-rechtsschutz.de/media/roland-rechtsschutz/pdf-
rr/042-presse-pressemitteilungen/roland-rechtsreport/roland_rechtsreport_2022.pdf).
64 worldjusticeproject.org/our-work/research-and-data/global-insights-access-justice-2019.
65 World Bank, Women, Business and the Law 2021, S. 53 ff.
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lich, dass sich viele gefühlte Wahrheiten und anekdotische Empirie bestätigen würden.
Aber wir wissen auch, dass Diskussionen konstruktiver geführt werden, wenn ein Sach-
verhalt geklärt ist und wir nur noch über Folgen streiten müssen. Natürlich wäre es
naiv anzunehmen, dass empirische Studien Streit über die Wirklichkeit völlig beenden,
denn selbstverständlich folgt auf Unmet-Legal-Needs-Studien wie auf fast alle empiri-
schen Studien eine Auseinandersetzung über Fragestellungen und Methodik. Unmet-Le-
gal-Needs-Studien sind aber geeignet, das Risiko eines Streits über die Wirklichkeit zu
vermindern und die Chance zu erhöhen, sich über Konsequenzen eines gemeinsam ge-
teilten Bildes von der Wirklichkeit auseinanderzusetzen. Außerdem dürfen wir die Be-
deutung von Unmet-Legal-Needs-Studien nicht unterschätzen. Denn es gibt noch viel
Wirklichkeit, die wir in der Diskussion nicht wahrnehmen.66 Stellen Sie sich, liebe Lese-
rin, lieber Leser, einmal die folgenden Fragen: Wissen Sie, welche Rechtsprobleme in
welchem Umfang in Deutschland überhaupt mit denMitteln des Rechtsstaats gelöst wer-
den und wie viele nicht? Wissen Sie, wo und für wen die Hürden beim Zugang zu tradi-
tioneller justizzentrierter Konfliktlösung besonders hoch sind? Wissen Sie, wieviel Pro-
zent der Menschen welche Streitlösungsmechanismen in Justiz, Rechtspflege oder
sonst wo nutzen? Sind Sie darüber informiert, in welchem Umfang PKH und Beratungs-
hilfe so eingesetzt werden, dass sie den Zugang zum Recht messbar verbessern? Haben
Sie schon einmal eine Justizministerin oder einen Justizminister gehört, die in Haus-
haltsberatungen für eine Erhöhung der jährlichen Ausgaben für „Legal Aid“ auf der Ba-
sis von empirischen Daten gestritten haben, vielleicht sogar gemeinsammit Vertreterin-
nen und Vertretern der Rechtsberufe? Wissen Sie, ob die Mittel für Beratungshilfe (2017
waren das noch etwa 60 Mio. EUR,67 2020 nur noch knapp 38 Mio. EUR)68 überhaupt gut
investiert sind? Ich weiß das nicht. Aber ich sehe, dass es im Zusammenhang mit Fragen
nach einem besseren Zugang zum Recht viele ungeklärte Fragen gibt, die wir mit unse-
rem juristischen Instrumentarium nicht erklären können.

66 In den USA hat das „Legal Deserts“-Kapitel des regelmäßig erscheinenden ABA Profile of the Legal
Profession 2020 mit einer Visualisierung von ganzen Landstrichen, in denen eine Unterversorgung mit
Rechtsdienstleistungen, vor allem durch eine geringe Anwaltsdichte, festgestellt wurde, zu einem Um-
denken bei den Regeln über Vorbehaltsaufgaben für Anwält:innen geführt; eine Reihe von Bundesstaa-
ten haben über das Instrument der Regulatory Sandboxes neuartige nicht-anwaltliche Rechtsdienstleis-
tungsunternehmen zugelassen, die den Zugang zum Recht verbessern sollen. Zu Regulatory Sandboxes
vgl. Brügmann, Regulatory Sandboxes – Reallabore für den Rechtsmarkt, Rethinking Law 2019, 76; ders.,
Laborgeprüftes Legal Tech?, RDi 2021, 8; Hartung, Legal Tech Sandboxes, RDi 2021, 421.
67 Bundesamt für Justiz, Beratungshilfestatistik 2017 (https://www.bundesjustizamt.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Justizstatistiken/Beratungshilfestatistik_2017.pdf?__blob=publicationFile&v=3).
68 Bundesamt für Justiz, Beratungshilfestatistik 2020 (https://www.bundesjustizamt.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Justizstatistiken/Beratungshilfestatistik_2020.pdf?__blob=publicationFile&v=4).
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V. Haupt-Ziele von Unmet-Legal-Needs-Studien
33 Abschließend seien anstelle einer Zusammenfassung noch einmal die Hauptziele ge-

nannt, die Unmet-Legal-Needs-Studien verfolgen: Unmet-Legal-Needs-Studien können
erstens helfen, systemische Lücken im Zugang zum Recht zu identifizieren, zweitens
Entwicklungen sichtbar machen: Nur durch regelmäßige vergleichbare Untersuchun-
gen kann man sehen, ob sich rechtliche Probleme ändern und wie sich Lösungsmöglich-
keiten entwickeln. Drittens geben sie Hilfe bei der Zuweisung von staatlichen „Legal-
Aid“-Mitteln: Nur wer weiß, wo die Lücken sind und wie tief sie sind, kann entscheiden,
welche Mittel er braucht, um sie zu reparieren. Viertens sind Unmet-Legal-Needs-Studi-
en geeignet, den rechtspolitischen Ordnungsrahmen für Rechtsberatung zu justieren:
Anekdotisches Wissen, Bauchgefühl und politische Grundüberzeugungen sind für Poli-
tikgestaltung wichtig. Aber sie sind nicht alles. Fünftens können die empirischen Er-
kenntnisse aus Unmet-Legal-Needs-Studien Grundlage sein für die Berufspolitik von
Kammern und Verbänden. Im Ausland nutzen Rechtsanwaltskammern und Verbände
Unmet-Legal-Needs-Studien, um beispielsweise für bessere Legal-Aid-Programme zu
streiten. Sechstens können Unmet-Legal-Needs-Studien für einzelne Entrepreneure die
Grundlage für ihre Kanzleistrategie sein. Und siebtens liefern die Studien Material für
volkwirtschaftliche Kennzahlen: Unmet-Legal-Needs-Studien können beispielsweise hel-
fen, die volkswirtschaftlichen Kosten zu berechnen, die durch unzureichenden Zugang
zum Recht entstehen, etwa im Gesundheitssektor, in Bezug auf ungenutzte Arbeitskraft
oder wegen Insolvenz. Viele Studien im Ausland69 gehen von der Annahme aus, dass
systemische Lücken im Zugang zum Recht wie Lücken im Gesundheitsschutz negative
Auswirkungen auf die Volkswirtschaft haben können oder – positiv gewendet – dass Zu-
gang zum Recht systemisch ein Baustein einer stabilen Gesellschaft ist. Das ist eine be-
stechende Betrachtungsweise, auch wenn sie uns eher fremd erscheinen mag. Achtens
können Unmet-Legal-Needs-Studien Richtschnur für Innovationsförderung im Rechts-
markt sein. Sollte die Ampel-Koalition die unter der Vorgängerregierung begonnene Re-
allabor-Strategie70 auch im Rechtsmarkt umsetzen, dürften Unmet-Legal-Needs-Studien
ein wichtiges Hilfsmittel für die Gestaltung von Rahmenbedingungen sein. Neuntens
und zuletzt geben Unmet-Legal-Needs-Studien der Nachfrageseite eine Stimme in der
Rechtspolitik. Das ist nötig, um steigenden Rechtsverdruss aufzuhalten.

69 Curran/Noone, The Challenge of Defining Unmet Legal Need, York Journal of Law and Social Policy,
vol. 21 (2007), S. 89 m. w. N.;World Bank, Women, Business and the Law 2021, 53 ff.; World Justice Project,
Measuring the Justice Gap. A People-Centered Assessment of Unmet Justice Needs Around the World,
2019.
70 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hrsg), Freiräume für Innovationen. Das Hand-
buch für Reallabore, 2019.
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D. Schluss

34Was hat das alles mit Digitalisierung zu tun? Legal Tech hat das Potential, mehr Waffen-
gleichheit bei der Rechtsdurchsetzung im Zivilrecht zu schaffen.71 Das gilt für außerge-
richtliche Information, Beratung, Vertretung und Rechtsdurchsetzung sowie für die ge-
richtliche Streitlösung. In der Diskussion um die Modernisierung der Ziviljustiz ist der
gesellschaftliche Megatrend der Digitalisierung eine Klammer, die an zahlreichen Stel-
len Risiken hat, aber auch helfen kann, den Zugang zum Recht zu verbessern. Das zeigen
die folgenden Kapitel zu einzelnen Aspekten der Digitalisierung in der Ziviljustiz sehr
gut. Bei der Modernisierung geht es immer um Ausstattung, Kenntnisse, Fähigkeiten
und rechtliche Rahmenbedingungen. Empirie kann hierbei helfen, die Nutzerinnenper-
spektive im Diskurs zu verankern; die Reflektion über eigene Rollen und eine gestärkte
Sensibilität für Risiken von möglichen Interessenkonflikten kann die Qualität der Debat-
te verbessern. Angesichts sinkender Eingangszahlen bei den Zivilgerichten sowie eines
Rückgangs der Anzahl der Anwältinnen und Anwälte ist es nötig, diese Debatte zu füh-
ren. Für die Rechtspolitik, die häufig von Intuition, politischem Druck und irrationalen
Stimmungen in der Bevölkerung geprägt ist, würde es hilfreich sein, wenn sie evidenz-
basierter streiten kann.

71 Braegelmann, Legal Tech für Alle!, in: Breidenbach/Glatz (Hrsg.), Rechtshandbuch Legal Tech, 2. Auf-
lage 2021, S. 379 schlägt vor, dass der Staat dort „gleichwertige Lösungen“ schafft, wo das dem private Le-
gal-Tech-Markt nicht gelingt.
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A. Anwaltsmarketing in Zeiten der Digitalisierung

I. Das neue Marketing für Rechtsthemen
1 Wer in den vergangenen Jahren einen Motortyp oder auch bloß „Fiat Ducato“ googelte,
dem schlugen Googles Suchergebnisse nicht mehr die Seiten der Hersteller der Motoren
oder von Fiat vor. Die ersten Suchtreffer waren Anwaltskanzleien und andere Rechts-
dienstleister, die Betroffene des Dieselskandals vertreten. Ähnliches erlebt, wer kurz
nachsehen möchte, wie man einen Flug storniert: Die ersten Suchtreffer führen zu
Rechtsdienstleistern, über die Verbraucherinnen und Verbraucher schnell und einfach
online Fluggastentschädigungen geltend machen können.

2 Weniger bekannt, aber längst Realität, sind auch Kanzleien und andere Rechts-
dienstleister, die Hartz-IV- und Bußgeldbescheide, Mietminderungs- oder Abfindungs-
ansprüche prüfen und sich bei der Kundinnen- oder Mandantengewinnung ebenfalls
vor allem des Internets und anderer Methoden aus der Startup-Welt bedienen.

3 Vom Niveau des digitalen Marketings dieser Rechtsdienstleister kann selbst manche
große Wirtschaftskanzlei noch lernen. Ihre Webseitenauftritte sind nutzerfreundlich
gestaltet und bieten viele Informationen, die Kontaktaufnahme ist einfach und nieder-
schwellig möglich. Sie produzieren selbst Inhalte und Informationen, sie sind medial
wie auch in sozialen Netzwerken präsent. Es mutet an wie ein völlig neues Geschäfts-
feld. Doch es sind eben keineswegs nur die sog. alternativen Rechtsdienstleister, die
so um potenzielle Kundinnen werben – es sind auch ganz klassische Anwaltskanzleien,
die das Marketing für Rechtsthemen neu denken.

II. Der Zugang zum Recht beginnt im Netz
4 Der weitaus größere Teil der deutschen Anwaltschaft kann davon noch viel lernen. Das

werden die Anwältinnen und Anwälte auch müssen. Wenn sie weiterhin dort nicht prä-
sent sind, wo Menschen nach Antworten auf ihre Rechtsfragen suchen, dann bedeutet
das nicht nur, dass sie das vielzitierte Geld auf der Straße liegen lassen.

5 Es bedeutet auch, dass sie Menschen nicht dort abholen, wo diese nach dem Zugang
zum Recht suchen. Denn um nicht weniger geht es. Der Zugang zum Recht unterschei-
det sich heute nicht vom Zugang zu Produkten und Dienstleistungen: Er beginnt in vie-
len Fällen im Internet. Dort ist die Justiz derzeit faktisch nicht präsent, geschweige denn
erreichbar. So ist es bis auf weiteres die Anwaltschaft – und zunehmend sind es die
alternativen Rechtsdienstleister –, die den Zugang zum Recht tatsächlich begleitet und
realisiert.

6 Wer den Zuwachs an alternativen Rechtsdienstleistern beklagt, die der Anwalt-
schaft Marktanteile wegnähmen, ohne dem strengen anwaltlichen Berufsrecht zu un-
terliegen, der muss sich den Einwand gefallen lassen, dass diese alternativen Rechts-
dienstleister ganz offensichtlich eine Nachfrage befriedigen, die die Anwaltschaft bis
heute nicht zufriedenstellend befriedigt hat. Das liegt nicht erst daran, dass die Rechts-
dienstleister ihre Dienstleistungen digital, nutzerfreundlich und bundesweit anbieten.
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Es liegt vielmehr schon daran, dass sie diese Dienstleistungen dort anbieten, wo die Nut-
zerinnen und Nutzer sie auch nachfragen: im Internet.

7Im Netz sucht die mittelständische CEO, die einen Teil ihres Betriebs auslagern will,
ebenso nach Antworten wie der unglückliche Ehemann, der über eine Scheidung nach-
denkt. Das gilt übrigens keineswegs nur für juristische Laien: Wer mit Unternehmens-
juristinnen und -juristen, aber auch mit Anwältinnen und Anwälten spricht, hört prak-
tisch einhellig dieselbe Antwort: Noch vor der Suche in einschlägigen juristischen
Datenbanken, die natürlich für eine vertiefte fachliche Beschäftigung mit einem Thema
weiterhin genutzt werden, googeln auch sie und prüfen in den eigenen sozialen Netz-
werken, welche Expertin oder welcher Experte eine Antwort auf ihre Frage bieten kann.

8Es ist an der Anwaltschaft, diese Möglichkeiten viel stärker zu nutzen. An der ge-
samten Anwaltschaft, denn auf digitale Präsenz ist jede Kanzlei unabhängig von ihrer
Struktur, Größe und Spezialisierung angewiesen. Eines haben alle Kanzleien gemein-
sam: Sie leben von ihrer Mandantschaft.

III. Was Anwälte dürfen
9Eigentlich sind Anwaltskanzleien für die digitale Akquise geradezu prädestiniert. Kom-

plexe Fragen richtig und strategisch klug zu beantworten, ist quasi die Berufsbeschrei-
bung erfolgreicher Advokatinnen und Advokaten. Und Suchmaschinen wie auch soziale
Netzwerke, die zunehmend selbst zu Anbietern von Inhalten werden, belohnen gute
Inhalte, solche also, die die Fragen beantworten, die Menschen den Suchmaschinen stel-
len.

10Was weite Teile der Anwaltschaft weiterhin davon abhält, sich im Netz zu prä-
sentieren, wo Menschen den Zugang zum Recht suchen, sind Vorbehalte eher traditio-
neller, manchmal auch emotionaler Art. Oft resultieren sie noch aus einem anwalt-
lichen Selbstverständnis heraus, das seit jeher wenig unternehmerisch geprägt ist
(„Wer braucht denn Werbung, wir sind Organe der Rechtspflege!“), mit der Realität des
anwaltlichen Kanzleibetriebs, der wie auch jedes Unternehmen selbstverständlich pro-
fitabel sein muss, allerdings wenig zu tun hat. Gern wird auch das strenge anwaltliche
Berufsrecht zitiert. Das allerdings macht viel weniger Einschränkungen, als manchmal
behauptet wird.

11Bei den Werbeformen und -formaten gibt es für die Anwaltschaft keinerlei Ein-
schränkung. Schilderwerbung auf Straßenbahnen hat das Bundesverfassungsgericht
ebenso erlaubt1 wie die Versteigerung anwaltlicher Beratungsleistungen per ebay.2 Das
Marketing per Internet ist genauso zulässig wie die Versendung klassischer Pressemit-
teilungen, wenn die Inhalte nicht über die – wenigen – spezifischen Vorgaben des Be-
rufsrechts hinausschießen.

1 NJW 2004, 3765 = BVerfGE 111, 366.
2 NJW 2008, 1298 = BVerfGK 13, 286 = BeckRS 2008, 32991.
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12 Gerade wer Wert darauf legt, die eigenen Kompetenzen auf sachliche Art darzustel-
len, wird im anwaltlichen Berufsrecht kaum Beschränkungen für seine Werbeideen fin-
den. Wer sich also nicht gerade seinen Kanzleinamen ausgerechnet auf seine Anwalts-
robe sticken lassen,3 mit Schockmotiven4 oder Pin-Up-Kalendern5 für sich werben will,
muss sich nicht für einen Konflikt mit der Anwaltskammer wappnen. Sehr allgemein
formuliert darf anwaltliche Werbung nach den berufsrechtlichen Vorgaben schlicht
nicht völlig unsachlich sein.

13 Laut § 43 Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) dürfen Anwältinnen und Anwälte
für sich werben, wenn sie über ihre berufliche Tätigkeit sachlich unterrichten und die
Werbung nicht auf einen Auftrag im Einzelfall gerichtet ist. Von den drei Voraussetzun-
gen gilt allerdings eigentlich, um es mitMarkus Hartung zusammenzufassen, fast keine
mehr.6 Anwältinnen und Anwälte dürfen auch mit der eigenen Person Marketing betrei-
ben und selbst eine bloße Imagewerbung kann eine „Unterrichtung“ im Sinne der Norm
sein. Sogar um Einzelmandate dürfen sie werben, wenn sie den Adressaten oder die
Adressatin dabei weder belästigen noch nötigen oder überrumpeln und dieser sich in
einer Situation befindet, in der er auf Rechtsrat angewiesen ist und ihm eine an seinem
Bedarf ausgerichtete sachliche Werbung Nutzen bringen kann.7

14 Dennoch drehen sich die meisten bekanntwerdenden Verfahren rund um die Zu-
lässigkeit anwaltlicher Werbung noch immer im Wesentlichen darum, was sich auf
anwaltlichen Briefbögen findet. Es geht um selbsternannte „Vorsorgeanwälte“8 oder
„Spezialisten für Verkehrsrecht“,9 die keine Fachanwälte sind. Diese Fälle sprechen Bän-
de darüber, was weite Teile der Anwaltschaft auch im Jahr 2022 noch unter Akquise ver-
stehen.

B. Braucht man das wirklich?

I. Warum digitale Mandatsakquise sein muss
1. Sichtbar sein

15 Denn während am Ende wohl für kaum jemanden bei der Wahl des neuen Anwalts oder
der neuen Anwältin entscheidend sein wird, wie der- oder diejenige sich laut eigenem
Briefkopf oder Kanzleischild nennt, können die Sichtbarkeit und Unterscheidbarkeit
im Internet über den wirtschaftlichen Erfolg oder Misserfolg einer Kanzlei entscheiden.

3 NJW 2017, 407 (m. Anm. Härting) = BeckRS 2016, 109212.
4 NJW 2015, 72 = WM 2015, 452.
5 MDR 2020, 444 = AnwBl 2020, 172.
6 Hartung, Markus in: Halfmann, Marketingspraxis für Anwälte, 2. Auflage 2018, S. 53.
7 BGHZ 199, 43 = NJW 2014, 554 = ZIP 2014, 290 – Kommanditistenbrief.
8 OLG Hamm, Urt. v. 7.9.2012, Az. 2 AGH 29/11.
9 NJW 2015, 28 = NJW 2015, 704 = MDR 2015, 306 = NJ 2015, 129.
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16Wer früher einen Scheidungsanwalt suchte, griff nach den gelben Seiten und schau-
te nach, welcher Familienrechtler in der Nähe praktizierte. Vielleicht stieß er im lokalen
Anzeigenblatt auf eine Seite, auf der Experten ihre Rechtstipps gegen Entgelt platzieren
konnten. Wer im örtlichen Sport- oder Brauchtumsverein aktiv war, kannte mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit eine Anwältin oder ein Anwalt persönlich oder konnte zu-
mindest über sein Netzwerk eine Empfehlung einholen.

17Alle diese Wege stehen natürlich auch heute noch zur Verfügung, doch funktio-
nieren sie immer weniger und werden durch digitale Alternativen abgelöst. Die gel-
ben Seiten und Anzeigenblätter sind Auslaufmodelle, Vereine verlieren Mitglieder, die
lokalen Netzwerke werden immer dünner und ob der Sportkamerad auch wirklich
der beste Ratgeber in Sachen Kindesunterhalt ist, kann man mit wenigen Klicks online
prüfen.

18Die Wahl des richtigen anwaltlichen Beistands findet zunehmend digital statt: Po-
tenzielle Mandantinnen suchen per Handy nach Lösungen für ihre Rechtsprobleme. Da-
bei finden sie überregionale Anbieter, die sich als Alternative zur lokalen Anwalt-
schaft positionieren, und sie berücksichtigen bei ihrer Wahl Bewertungen anderer
Nutzer auf Google oder anwalt.de. Ergänzend zu ihrer Online-Recherche fragen sie auch
via Whatsapp oder Facebook ihr Netzwerk nach Empfehlungen und Erfahrungen.

19Althergebrachte Methoden der Mandatsgewinnung funktionieren natürlich immer
noch, nur nicht mehr in gleichem Maße für alle Zielgruppen. Wer im Bereich Erbrecht
praktiziert, kann einen relevanten Teil der Generation Ü60 weiterhin auf traditionellen
Wegen erreichen. Wer hingegen junge Online-Händler gewinnen möchte, der kann z. B.
auf Print-Marketing komplett verzichten.

20Online-Marketing ist nicht nur notwendig, um jüngere Zielgruppen zu erreichen. Es
bietet Anwälten auch eine deutlich höhere Reichweite als ihnen in einer analogen Welt
zur Verfügung steht. Ein Einzelanwalt kann z. B. über Google-Werbung deutschlandweit
Rechtsratsuchende erreichen. Damit kann er neue Mandate für klassisches Beratungs-
geschäft gewinnen.

21Gleichzeitig ermöglicht Online-Marketing völlig neue und zielgerichtetere Angebote
und Geschäftsmodelle von Kanzleien – und das zu sehr überschaubaren Preisen. Über-
regionale Werbung in traditionellen Medien z. B. in Fernsehen oder Zeitschriften, ist ers-
tens sehr teuer und zweitens lassen sich Zielgruppen nur sehr grob adressieren. Wer
vom Dieselskandal Betroffene erreichen möchte, kann in einer Autozeitschrift inserie-
ren. Dort sehen es aber auch alle nicht-betroffenen Leser und diese Werbekontakte sind
im Preis der Anzeige ebenfalls berücksichtigt. Bei Google hingegen kann die gleiche
Werbebotschaft nur denjenigen angezeigt werden die z. B. nach „Audi Dieselskandal
prüfen“ suchen, und nur Klicks auf die Werbung werden tatsächlich in Rechnung ge-
stellt.

22Mit Online-Marketing via Google können die Kanzleien also einerseits überre-
gional genau so viele, andererseits aber auch gezielt genau die Menschen erreichen,
die nach der Leistung suchen, die sie anbieten. Beispiele dafür sind Kanzleien wie
Rightmart, Hopkins, Chevalier, Wilde Beuger Solmecke oder Von Rueden. Hier schließt
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sich der Kreis: Es sind die Kanzleien, die wir als Best-Practice-Beispiel in Kapitel A.
aufführten, die sich vergleichbar mit nichtanwaltlichen Rechtsdienstleistern auf ähn-
lich gelagerte Sachverhalte spezialisiert haben, welche sie mit Hilfe technischer Lö-
sungen onlinebasiert bundesweit bearbeiten: Hartz4-Bescheidprüfung, Dieselskandal,
Kündigungen von Arbeitsverträgen, Urheberrechtsverletzungen etc.

2. Anders sein
23 Wer im Netz sichtbar ist, muss dann aus dem Kreis der anderen Sichtbaren auch noch

herausstechen. Das ist angesichts des speziellen Angebots von Anwältinnen und Anwäl-
ten keineswegs trivial. Die Anwaltschaft bietet kein Produkt an, sondern eine komplexe
Dienstleistung. Das bedeutet einerseits, dass deren Qualität für Laien kaum messbar
und erfassbar ist, und andererseits, dass einzelne Kanzleien sich für potenzielle Man-
dantinnen und Mandanten von außen betrachtet praktisch nicht unterscheiden. Des-
halb gilt es, ihnen Argumente zu liefern, um sich für eine bestimmte Kanzlei zu ent-
scheiden.

24 Nun ist auch die Qualität von Baumärkten von außen kaum erfassbar und ihr Ange-
bot – der Verkauf von Werkzeugen und Baustoffen – völlig austauschbar. Gerade des-
halb investieren sie besonders viel ins Marketing: Nur so können sie sich unterscheid-
bar machen und als anders wahrgenommen werden. Eine Kanzlei ist natürlich kein
Baumarkt. Eine gewisse Seriosität und Neutralität sollen und müssen sie in der Außen-
darstellung wahren. Das muss aber nicht zwangsläufig zum aktuellen Status quo füh-
ren, in dem die allermeisten Kanzleien auf Markenbildung und eine Positionierung
komplett verzichten.

25 Wenn Gründer zum Beispiel nach einer „Kanzlei für Startups“ googeln, bietet ihnen
die Suchmaschine einen bunten Querschnitt: Vor allem größere Kanzleien, einige klei-
nere – die Anmutung der Webseiten und die Ansprache ist aber fast immer identisch.
Nur eine Seite sticht heraus, und zwar ausgerechnet die eines Einzelanwalts: derstart-
upanwalt.de. Er liefert gleich mehrere Alleinstellungsmerkmale: Seine Webseite ist als
einzige in der Sprache von Gründerinnen und Gründern geschrieben, der Anwalt ist
selbst Gründer einer digitalen Plattform, er bietet feste Paketpreise und er erklärt in
einem Video seine „Mission“: Rechtsberatung einfach & transparent zu machen. Hier
hat sich jemand offensichtlich Gedanken gemacht, welche Zielgruppe er erreichen
möchte und welche Bedürfnisse diese Menschen haben. Und deshalb steht er auf Seite 1
bei Google.

II. Warum digitale Mandatsakquise nicht peinlich sein muss
26 Auch wenn die digitale Präsenz natürlich zum Ziel hat, potenzielle Mandantinnen und

Mandanten auf die eigene Kanzlei aufmerksam zu machen, muss sie gerade nicht mit
klassischen Marketingmethoden erfolgen, die viele Anwälte sich unter Werbung noch
immer vorstellen: Digitale Mandatsakquise muss nicht schrill sein, nicht marktschreie-
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risch, kurz: nicht peinlich. Sie muss, wenn das nicht gewünscht ist, nicht einmal die an-
waltliche Person in den Vordergrund stellen.10

27Die erste und beste Werbung für Anwältinnen und Anwälte ist ihre Kompetenz –

ihre Antworten auf bestimmte Fragen, ihr Wissen um komplexe Zusammenhänge, ihre
Kenntnis von rechtlichen Fallen, die für juristische Laien kaum erkennbar sind. Damit
hat die Anwaltschaft großes Glück: Advokatinnen und Advokaten haben etwas zu sagen,
was viele Menschen hören wollen. Sie müssen potenzielle Mandantinnen und Mandan-
ten meist nicht von ihrem Produkt überzeugen: Rechtsprobleme gibt es immer – und die
Anwältinnen und Anwälte können dabei helfen, sie zu lösen.

28Noch mehr als in anderen Branchen gilt für Anwältinnen und Anwälte damit die
Marketing- und PR-Binsenweisheit „Content is king“: Menschen erreicht man besser
mit für sie relevanten Informationen als mit bunter, aber nichtssagender Werbung. Ju-
ristische Inhalte sind einerseits für viele Menschen relevant, und es gibt andererseits re-
lativ wenige Absendende solcher Inhalte. Deshalb werden sie von Suchmaschinen und
sozialen Netzwerken als relevant eingeschätzt, und man kann viel Präsenz schaffen,
ohne zwingend viel Geld in die Hand nehmen zu müssen.

29Zwei Prinzipien des klassischen Marketings bleiben aber unverzichtbar: Erstens
sollte die Kanzlei immer auf den ersten Blick als Absenderin ihrer Botschaften erkenn-
bar und von Wettbewerberinnen unterscheidbar sein. Zweitens muss der Köder dem
Fisch schmecken und nicht dem Angler, die Botschaften müssen also für die Zielgruppe
in der Sprache der Zielgruppe geschrieben sein.11

III. Best practices
30Beispiele für Anwälte, die digitales Marketing auf hohem Niveau betreiben, findet

man bislang vor allem unter Kolleginnen und Kollegen, die sich auf sehr digital-affine
Zielgruppen spezialisiert haben, also zum Beispiel IT- und Medienrechtler: Sören
Siebert von der Kanzlei Siebert Lexow,12 der das Portal eRecht24.de13 gegründet hat,
Thomas Schwenke (Dr. Schwenke Rechtsanwaltskanzlei14), der die Seite datenschutz-
generator.de15 sowie einen populären Podcast16 betreibt oder der Kölner Medienrecht-
ler Christian Solmecke von der Kanzlei Wilde Beuger Solmecke.17 Der YouTube-Kanal,

10 S. dazu aber Rn. 49 ff.
11 S. dazu auch Rn. 85 ff.
12 https://www.kanzlei-siebert.de/.
13 https://www.e-recht24.de/.
14 https://drschwenke.de/.
15 https://datenschutz-generator.de/.
16 https://rechtsbelehrung.com/.
17 https://www.wbs-law.de/.
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auf dem er und sein Team sich längst mit viel mehr auseinandersetzen als nur medien-
rechtlichen Themen,18 hat über 820.000 Abonnenten.

C. Die Strategie

31 Strategie ist ein großes Wort. Im Kern soll es schlicht bedeuten: Anwältinnen und An-
wälte sollten wissen, warum sie etwas tun, bevor sie es tun. Das sind die wichtigsten Fra-
gen, die es vorab zu klären gilt und über die sich unbedingt alle mitentscheidenden und
-gestaltenden Kolleginnen einig sein sollten, bevor es los geht:
– Wer ist die Zielgruppe? Wo kann man sie am besten erreichen? Wie möchte sie be-

raten werden?
– Welches Ziel soll erreicht werden? Eine höhere Markenbekanntheit? Neue Man-

date? Mehr Umsatz mit den vorhandenen Mandantinnen und Mandanten?
– Woran wird gemessen, ob dieses Ziel erreicht wird?

32 Die Wahl des Kanals oder der Kanäle, die man im Internet nutzt, hängt stark von der
Zielgruppe ab, die man erreichen möchte. Welche Menschen sind also die potenziellen
Mandantinnen und Mandanten für die Leistung, die die Anwältin anbieten möchte? Und
wo sind sie digital unterwegs? Wer eine Marketingagentur beauftragt, wird den Begriff
der „Persona“ kennenlernen: Man bildet einen oder mehrere idealtypische Mandantin-
nen oder Mandanten, denen man ein Alter, Geschlecht und bestimmte Eigenschaften zu-
schreibt. Doch zumindest für den Anfang geht es auch simpler.

33 Die erste Entscheidung ist die zwischen B2C- und B2B-Mandantschaft: Sind eher
Verbraucherinnen und Verbraucher im privaten Kontext die eigene Zielgruppe oder
geht es um Unternehmensmandate, die auf dauerhafte Aufträge ausgelegt sind? Wenn
möglich, sollte die Zielgruppe dann noch genauer eingegrenzt werden: Wer als Schei-
dungsanwältin tätig ist, kann primär Frauen vertreten, vielleicht solche, die aus be-
stimmten Gründen die Scheidung einreichen oder solche in einem bestimmten Alter.
Wer Arbeitsrecht macht, kann sich auf die Vertretung von Betriebsräten in mittelstän-
dischen Unternehmen spezialisieren. Wer in großen Einheiten Unternehmen vertritt,
konzentriert sich oft ohnehin auf bestimmte Branchen oder sehr spezifische Fragen des
Wirtschaftsrechts.

34 Generell gilt: Je stärker man die Zielgruppe individualisieren und herunterbrechen
kann, desto besser kann man die Kanäle danach auswählen und die eigene Ansprache
darauf einstellen. Ein Start-Up-Unternehmer ist auf völlig anderen Webseiten unter-
wegs als eine junge Mutter, die unglücklich ist in ihrer Ehe. Und eine 55-jährige weibli-
che Betriebsratsvorsitzende, die Fragen zum kollektiven Arbeitsrecht hat, spricht eine

18 https://www.youtube.com/channel/UCb5TfGtSgvNPVPQawfCFuAw.
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völlig andere Sprache als ein Endzwanziger, der häufiger mit dem Gesetz in Konflikt
kommt.19

35Wie man diese Möglichkeiten nutzt, bleibt eine Frage der eigenen Strategie. Möchte
man sich als Verkehrsrechtler auf die Zielgruppe „Biker“ spezialisieren und deutsch-
landweit als harleyfahrender Anwalt für sich werben? Oder lieber durch differenzierte
Ansprachen mit regionalem Fokus ebenso den Fahranfänger nach dem Unfall erreichen
wie die erfolgreiche Geschäftsfrau nach dem wiederholten Geschwindigkeitsverstoß?

36Wenn auch die anderen Fragen je nach den Schwerpunkten und Zielen in der
Kanzlei klar beantwortet sind, kann es losgehen.

D. Der Weg zum Mandat

37Die Mandantsgewinnung gliedert sich in vier Phasen:

I. Aufmerksamkeit gewinnen
38In dieser Phase ist ein potenzieller Mandant auf der Suche nach einer Anwältin oder

einem Anwalt oder – häufiger – hat eine Rechtsfrage oder ein rechtliches Problem, das
er lösen möchte. Um seine Aufmerksamkeit zu gewinnen, muss die Kanzlei dort prä-
sent sein, wo der potenzielle Mandant nach einer Lösung für sein Anliegen sucht.

39In der digitalen Welt startet die Suche in den allermeisten Fällen bei Google. Dort
muss die Kanzlei aus der Masse an alternativen Lösungen herausstechen.

40Das Marketing kann auch früher ansetzen: Kanzleien können sich durch analoge
und digitale Image-Werbung eine Bekanntheit aufbauen, die ihnen einen Vorteil ver-
schafft, wenn in der Zielgruppe Beratungsbedarf entsteht. Oder sie schaffen es, den Be-
ratungsbedarf entstehen zu lassen, zum Beispiel durch Social-Media-Posts oder Fach-
beiträge.

II. Kontakt herstellen
41Wenn eine Kanzlei die Aufmerksamkeit des potenziellen Mandanten gewonnen hat, gilt

es, den Fisch nicht mehr von der Angel zu lassen.
42Wenn ein Rechtsratsuchender zum Beispiel via Google die Kanzleiwebseite auf-

gerufen hat, dann steigt die Wahrscheinlichkeit der Kontaktaufnahme, wenn bestimmte
Kriterien erfüllt sind:
– Die Kanzlei-Webseite muss einen top Eindruck machen, auch aufmobilen Endge-

räten.

19 S. dazu auch Rn. 85 ff.
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– Die Kanzlei-Webseite muss die Informationen bieten, die der Nutzer sucht.20

– Sie sollte kommunizieren, warum die Kanzlei die richtige Wahl ist.
– Sie muss eine einfache und niedrigschwellige Möglichkeit der direkten Terminver-

einbarung bieten.
– Sie muss weitere Möglichkeiten bieten, wie der Nutzer mit der Kanzlei in Kontakt

bleiben kann

43 Ein sehr gutes Beispiel für einen entsprechenden Auftritt ist die Webseite dhw-stb.de
von der DHW Steuerberatung: Die Startseite spricht sehr klar Digitalunternehmerinnen
und -unternehmer an. Das Blog bietet hervorragende Inhalte für diese Zielgruppe. Als
Alternativen zur sofortigen Terminbuchung werden Besucher aufgefordert, der Kanzlei
auf Facebook, Instagram oder Youtube zu folgen, den Newsletter und den Podcast zu
abonnieren oder die App herunterzuladen.

III. Beziehung aufbauen
44 Wenn es nicht zu einer direkten Kontaktaufnahme in Form eines Beratungstermins ge-

kommen ist, sondern der potenzielle Mandant ein Angebot wie Newsletter oder Social
Media wahrgenommen hat, gilt es, die Beziehung zu ihm zu pflegen und durch regel-
mäßige und überzeugende Inhalte so zu gestalten, dass er Vertrauen auf- und damit
Hemmschwellen abbaut.

IV. Mandat gewinnen
45 Wenn der Nutzer die Phasen 1 bis 3 durchlaufen hat, sollte die Kanzlei als erster An-

sprechpartner im Bewusstsein sein, wenn akuter Rechtsberatungsbedarf entsteht.
Den Rechtsberatungsbedarf kann man als Kanzlei durchaus beeinflussen, wenn man
zum Beispiel proaktiv darauf hinweist, dass eine rechtliche Änderung eine Handlung er-
fordert.

46 Ob es tatsächlich zur Terminvereinbarung kommt, kann man ebenfalls positiv be-
einflussen und damit wahrscheinlicher machen. Die Digitalunternehmerin, die abends
den IT-Recht-Newsletter liest und dort erfährt, dass sie aufgrund eines aktuellen Urteils
dringend in Sachen Datenschutz nachbessern muss, wird geneigt sein, sich den Rechts-
rat dort zu holen, wo sie auf das Rechtsproblem aufmerksam gemacht wurde und daher
entsprechende Kompetenz vermuten darf. Wenn sie aber nicht sofort einen Beratungs-
termin beim Newsletter-Absender vereinbaren, sondern ihn erst am nächsten Tag und
nur telefonisch erreichen kann, verliert sie das Thema unter Umständen aus den Augen.
Oder sucht sich gleich eine Kanzlei, die einen besseren Service bietet.

20 S. dazu auch Rn. 49 ff.
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47Wie man es richtig macht, zeigt wieder DHW Steuerberatung: Alle Seiten auf
dhw-stb.de haben das Ziel, den Besucher zu einer Terminbuchung zu bringen. Das An-
gebot ist niedrigschwellig, denn es entspricht den Nutzergewohnheiten insbesondere
der Menschen aus dem digitalen Umfeld, die es ansprechen soll: Die Buchung ist online
mit wenigen Klicks möglich und die Beratung findet per Videocall statt.

E. Digitale Marketingkanäle

48Zum Glück gibt es im Digitalmarketing in der Regel verschiedene Wege, sein Ziel zu
erreichen. Wer startet, kann unterschiedliche Alternativen ausprobieren und testen,
welche am besten zur eigenen Person und dem vorhandenen Zeit- und Geldbudget
passen.

I. Eigene Webseite/Blog
49Ohne eigeneWebseite geht nichts mehr, das ist klar. Sie ist der Kern des Online-Marke-

tings – alle Maßnahmen zielen darauf, potenzielle Mandantinnen und Mandanten dort-
hin zu bringen und so zur Kontaktaufnahme zu bewegen.

50Äußerst hilfreich kann sowohl für die Sichtbarkeit bei Google als auch für den aktu-
ellen Informationsbedarf von Suchenden ein Kanzleiblog oder eine gut sichtbare Ru-
brik „Aktuelles“ auf der Startseite sein. Sie darf durchaus Marketing in eigener Sache
wie Berichte über gewonnene Verfahren enthalten, sofern die Mandantschaft damit ein-
verstanden ist. Vor allem aber sollte sie den Nutzerinnen und Nutzern Informationen
über aktuelle Rechtsfragen wie Urteile und Gesetzgebungsvorhaben, aber auch über im-
mer wieder in der Mandatsarbeit auftauchende Klassiker aus den Rechtsgebieten bie-
ten, die für die Kanzlei strategisch relevant sind.

51Wichtig ist dabei unabhängig davon, ob die Seite sich an private oder gewerbliche
Mandantinnen und Mandanten richtet, nicht zu komplex zu schreiben oder gar das be-
rühmt-berüchtigte Juristenlatein zu verwenden.21 Auch die beste Information nutzt
nur etwas, wenn sie von der Zielgruppe auch verstanden wird – von der potenziellen
Mandantin ebenso wie von Google. Selbst Suchmaschinen sprechen nur begrenzt „Lega-
lese“.22

21 S. dazu auch Rn. 49 ff.
22 Im englischsprachigen Raum ein bekannter Begriff für das, was Deutsche Juristenlatein nennen.
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II. Google
52 Die größte Suchmaschine der Welt ist in Deutschland Quasi-Monopolist. Für Kanzleien,

deren Zielgruppe Verbraucherinnen sind, ist die Alphabet-Tochter zweifellos der wich-
tigste Online-Kanal für die Mandatsakquise.

53 Aber auch für wirtschaftsberatende Kanzleien ist Google extrem relevant. Gründe-
rinnen und Gründer, die noch keine Kanzlei mandatiert haben, suchen hier mit Sicher-
heit nach Antworten rund um ihre Rechtsfragen und auch die Entscheiderinnen in etab-
lierten Unternehmen ziehen vermutlich häufiger Google zurate als das Juve-Handbuch,
um die Kompetenzen einer Kanzlei zu prüfen.

54 Google bietet Kanzleien verschiedene Möglichkeiten, für Rechtsratsuchende sicht-
bar zu sein.

1. Google Unternehmensprofil
55 Ein Eintrag bei Google Unternehmensprofil ist zwingend, denn es ist die Zentrale für

die gesamte Kanzleipräsenz in Google-Produkten. Dazu gehören nicht nur die reinen
(Text-)Suchergebnisse, sondern auch die Bildersuche, der Eintrag in Google Maps oder
Google Rezensionen, die als Sterne den Maps-Eintrag anreichern.

56 Die Informationen aus dem Google Unternehmensprofil zeigt Google Nutzern an,
wenn sie nach dem Kanzleinamen googeln. Gleichzeitig ist es ein Weg auf die erste Tref-
ferseite von Google für Suchen nach „Rechtsanwalt“ + Ort. Wer sein Unternehmenspro-
fil gut pflegt und gute Rezensionen von Mandanten erhält, kann unabhängig von den In-
halten auf der eigenen Webseite ganz oben gelistet sein.

2. PPC-Kampagnen
57 Google bietet zudem die Möglichkeit,Werbung auf bestimmte Suchanfragen zu schal-

ten. So kann man den Link zur eigenen Kanzleiwebseite ganz oben in den Suchergebnis-
sen platzieren, wenn Nutzer zum Beispiel nach „scheidung online“, „arbeitsrecht frank-
furt“ oder „diesel entschädigung“ suchen. Google stellt dabei jeden Klick, den ein Nutzer
auf die Anzeige macht, in Rechnung (Pay per Click = PPC).

3. SEO
58 SEO steht für „Search Engine Optimization“ oder „Suchmaschinenoptimierung“. Die

Idee dahinter ist, auf der eigenen Webseite oder im eigenen Blog Inhalte bereit zu stel-
len, die zu häufig eingegebenen Suchanfragen passen. Da es z. B. für „gesellschaftsver-
trag gmbh muster“ eine Vielzahl von Seiten gibt, die passende Inhalte anbieten, priori-
siert Google nach bestimmten Kriterien, welche davon auf der ersten Ergebnis-Seite
angezeigt werden.

59 Diese sogenannten „organischen“ Suchergebnisse landen zwar auf der ersten
Google-Trefferseite oft erst weiter unten hinter den bezahlten Treffern aus PPC-Kam-
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pagnen. Trotzdem lohnt es sich, dort vertreten zu sein, denn die Nutzerinnen und Nut-
zer sehen sich oft nur die erste Seite der Suchergebnisse an. Wer hingegen mit seiner
Webseite zu einer Suchanfrage auf der zweiten, dritten oder vierten Seite auftaucht, ist
so gut wie unsichtbar: 88 % der Klicks der Nutzerinnen und Nutzer gehen auf einen der
ersten zehn Treffer auf der ersten Ergebnisseite.23

60SEO ist eine Wissenschaft für sich. Ganz allgemein gilt: Wer eine technisch saubere
Webseite hat und die besten Inhalte bereitstellt, hat gute Chancen. Dabei muss es sich
nicht unbedingt um einen Ratgebertext handeln. Auch Musterverträge, Fristenrech-
ner oder Videos werden vom Algorithmus geschätzt und können so Menschen auf die
eigene Webseite locken.

61Schnelle Ergebnisse sollte man aber nicht erwarten. SEO ist eine Investition, die sich
erst langfristig auszahlt, aber dafür sehr nachhaltig wirkt.

III. Anwaltsverzeichnisse
62Die große Zeit der Anwaltsverzeichnisse ist sicherlich vorbei. Nichtsdestotrotz spielen

sie immer noch eine maßgebliche Rolle bei der Anwaltssuche durch Verbraucherinnen
und Verbraucher. Echte Relevanz hat indes nur noch ein Anwaltsverzeichnis: anwalt.de.
Ein Eintrag dort ergänzt das Google Unternehmensprofil und erhöht die Sichtbarkeit in
der Suchmaschine. Denn für Anfragen wie „Anwalt Arbeitsrecht Köln“ steht Anwalt.de –
und damit seine Kundinnen und Kunden – recht zuverlässig auf dem ersten Platz der
organischen Google-Suchergebnisse und liefert Bewertungen und Erfahrungsberichte.

IV. YouTube
63Die zweitgrößte Suchmaschine derWelt gehört ebenfalls zu Google: Es ist die Videoplatt-

form Youtube. Sie ist nicht nur ein Unterhaltungsmedium, sondern bietet auch einen
endlosen Fundus an Ratgeber-Videos. Dass man als Kanzlei über Youtube groß werden
kann, hat WBS Wilder Breuer Solmecke mit mittlerweile über 900.000 Abonnenten un-
ter Beweis gestellt. Aber auch hinter diesem Platzhirsch gibt es Erfolgsgeschichten in
kleinerem Maßstab. So hat der Steuerberater Dr. Christoph Juhn über 90.000 Abonnen-
ten24 und erzielt mit Videos zur Höhe von Gehältern von Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführern bis zu 500.000 Aufrufe.

23 https://www.sistrix.com/blog/why-almost-everything-you-knew-about-google-ctr-is-no-longer-valid/
#285-of-Google-users-click-the-first-organic-result.
24 https://www.youtube.com/channel/UCRXSpcj8K_LKN4eVaXFJkmg.
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V. Social Media
64 Natürlich bleibt es erfreulich, in der Lokalzeitung zu Wort zu kommen, einen Gastbei-

trag im für die Mandantschaft wichtigen Branchenmagazin zu veröffentlichen oder gar
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung als Expertin zitiert zu werden. Doch auch mit
nachhaltig betriebenen Social-Media-Accounts kann man das eigene Beratungsangebot
sichtbar machen, ohne dabei auf Dritte als Multiplikatoren – oder eben als Gatekeeper –
angewiesen zu sein.

65 Social Media im anwaltlichen Kontext, das ist vor allem Linkedin oder Twitter. Das
Businessnetzwerk LinkedIn eignet sich – etwas unterschiedlich je nach Internationalität
und Art der eigenen Tätigkeit – hervorragend, um potenzielle Mandantinnen und Man-
danten im Unternehmensumfeld zu erreichen und sich gleichzeitig in der eigenen Bran-
che einen Namen zu machen: Sowohl Führungskräfte als auch Mitarbeitende vor allem
mit Bürojobs, Menschen also, die viel Zeit vor dem PC verbringen, pflegen dort regel-
mäßig nicht nur das eigene Profil, sondern konsumieren für sie relevante Inhalte rund
ums Business und „folgen“ den Menschen, die diese posten.

66 Twitter spielt insofern eine besondere Rolle, als es in Deutschland ein sehr kleines
Netzwerk ist, aber besonders stark von digitalaffinen Menschen sowie Meinungsma-
cherinnen und -machern genutzt wird. Wer im IT-/IP-Umfeld tätig ist oder zu den auf
Twitter relevanten Themen etwas zu sagen hat und mittelfristig mit seinen Inhalten
Journalisten und Journalistinnen erreichen möchte, um sich in klassischen Medien als
Rechtsexpertin oder -experte zu etablieren, ist hier richtig.

67 Den Netzwerken ist daran gelegen, dass Nutzerinnen und Nutzer die Zahl ihrer
Kontakte laufend ausbauen. Sie schlagen ihnen deshalb Profile vor, die für sie relevant
sein könnten. Mit den richtigen Inhalten und nachhaltigem Engagement lässt sich die
Zahl der Kontakte und Follower stetig ausbauen und so kostenlos ein Draht zu potenziel-
len Mandantinnen und Mandanten herstellen.

68 Menschen folgen am liebsten anderen Menschen. Soziale Netzwerke wissen das
und geben persönlichen Profilen höhere Reichweiten als Unternehmensprofilen. Das
heißt nicht, dass man als Kanzlei dort nicht vertreten sein sollte – im Gegenteil. Im bes-
ten Fall gibt es aber neben dem Kanzleiprofil auch Personen in der Kanzlei, die die
Kanzleimarke als glaubwürdige, authentische Botschafterinnen und Botschafter in den
sozialen Netzwerken repräsentieren.

69 Nur: Mitarbeitende kommen und gehen. Deshalb sollte man als Kanzleigründer der
erste und wichtigste Botschafter der Kanzleimarke sein. Anwältinnen und Anwälte wie
Nina Diercks,25 Prof. Niko Härting26 oder Prof. Dr. Volker Römermann27 stehen mit ihren
Namen für ihre Kanzleien und erreichen persönlich deutlich mehr Menschen als mit
ihren Kanzleiprofilen.

25 https://twitter.com/RAinDiercks.
26 https://twitter.com/nhaerting.
27 https://www.linkedin.com/in/volkerroemermann/.
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70Wer Verbraucherinnen und Verbraucher und eher Privatperson anspricht, kann,
wenn er oder sie sich dort wohlfühlt und die Regeln der Plattform beherrscht, auch bei
Instagram oder Facebook sehr sichtbar werden. Neben Instagram, dessen Nutzung
auch im beruflichen Kontext mit dem Heranwachsen der nächsten Generation deutlich
zunimmt und das – auch für Kanzleien – im Bereich Personalgewinnung eine große
Rolle spielt, hat auch Facebook derzeit durchaus noch eine gewisse Relevanz. Auch
wenn junge Menschen das Netzwerk kaum mehr aktiv nutzen, ist es die Plattform mit
den bei weitemmeisten angemeldeten Nutzerinnen und Nutzern und für viele „Normal-
bürgerinnen und Bürger“mittleren Alters weiterhin die Nummer eins in Sachen soziale
Netzwerke.

71Die österreichische Familienrechtlerin Carmen Thornton betreibt einen Instagram-
Kanal mit mehr als 16.000 Follower:innen, der Rechtsrat mit plattform-typischen Influ-
encer-Inhalten mixt.28 Ihre Followerschaft dürfte zu 98 % weiblich sein – für den
Schwerpunkt Scheidungs- und Unterhaltsrecht ist das sicherlich alles andere als schäd-
lich. Der Strafrechtler und Autor eher unterhaltsamer Jura-Literatur Dr. Alexander Ste-
vens wie auch die Kölner Fachanwältin für Strafrecht Pantea Farahzadi erreichen mit
Mischungen aus instagramtauglicher Optik und boulevardgeeigneten Momentaufnah-
men aus dem anwaltlichen Dasein auf Instagram immerhin mehr als 10.000 Men-
schen.29

72Das Netzwerk Tiktok werden die meisten Leserinnen und Leser dieses Beitrags
höchstens von den Smartphones ihrer Kinder kennen. Mit seiner extrem jungen Ziel-
gruppe ist es kein Social Network, das sich für Anwaltsmarketing anbietet. Dass Tim-
Hendrik Walter dort als „Herr Anwalt“ trotzdem fast 6 Millionen Follower gewinnen
konnte, zeigt aber, dass Juristinnen und Juristen mit guten Inhalten selbst dort erfolg-
reich sein können. Tim-Hendrik Walter geht es allerdings wohlgemerkt nicht um Man-
datsakquise – er hat einfach Spaß daran, Inhalte zu produzieren und zu veröffentlichen.

VI. Social-Media-Werbung
73Wer auf Social Media mit seinem persönlichen Profil eine relevante Reichweite erzielen

möchte, muss Spaß daran haben, dort zu posten und zu interagieren. Erfolg in sozialen
Medien wird von Interaktion getrieben, sie ist die Währung, in der die Plattform die At-
traktivität der Inhalte bemessen, und damit das Kriterium für Reichweite. Zwei Fak-
toren machen diesen Erfolg aus: Erstens gute eigene Inhalte, also interessante Themen,
ansprechend aufbereitet und so verfasst, dass sie zur Diskussion oder Reaktion (Like-
Button) einladen. Wie genau diese Inhalte aussehen müssen, hängt stark vom jeweiligen
Netzwerk ab. Zweitens – vor allem wenn man gerade erst startet – eine aktive Vermark-
tung der eigenen Person und der eigenen Inhalte im Netzwerk. Konkret: Bauen Sie aktiv

28 https://www.instagram.com/carmenthornton.law/.
29 https://www.instagram.com/criminallaw_cologne/.
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